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Vorwort

Die vorliegende Broschüre ist das vierte
Stadt-Gesundheitsprofil, das seit 1997 im
Rahmen des WHO-Projektes »Gesunde
Städte« erarbeitet wurde. Es wendet sich
wie seine Vorgänger an die breite Öffent-
lichkeit, an Politiker, Bürger und Interes-
sengruppen und soll sowohl Grundlage für
eine breite Diskussion unter den Angespro-
chenen sein, als auch Hilfe für politische
Vorhaben und Entscheidungen.

Dieses Stadt-Gesundheitsprofil setzt
die Tradition der umfassenden Betrach-
tung der Lebensumstände in der Stadt
Dresden fort. Es berücksichtigt wirtschaft-
liche und soziale Belange ebenso wie
Umweltbedingungen, die neben individu-
ellen Faktoren wie Alter, Geschlecht, ge-
netische Anlage und persönliches Verhal-
ten die Gesundheit der Bevölkerung be-
einflussen.

Es unterscheidet sich jedoch auch von
den bisher erstellten Berichten, denn es
wird den Vergleich mit neun anderen Kom-
munen Ostdeutschlands, alles Mitglieds-

kommunen im Gesunde Städte-Netzwerk
der Bundesrepublik Deutschland, ermög-
lichen. Im Rahmen eines Forschungs-
projektes1  wurden 35 Kernindikatoren als
Indikatorensatz festgelegt, die von den
beteiligten Städten bearbeitet werden und
als Grundlage einer integrierten Gesund-
heitsberichterstattung dienen können.

Allen, die an der Erarbeitung dieses
vierten Stadt-Gesundheitsprofils einen
Anteil haben, gilt mein besonderer Dank,
dabei möchte ich vor allem das Team aus
dem Institut für Medizin-Soziologie des
Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf
sowie die Mitarbeiter vom Institut und Po-
liklinik für Arbeits- und Sozialmedizin so-
wie vom Studiengang Public Health der
Medizinischen Fakultät der TU Dresden
erwähnen und selbstverständlich die Mit-
streiter aus den verschiedenen Ämtern.

Ich glaube und hoffe, dieser Bericht
kann und wird zur Entwicklung von Hand-
lungsempfehlungen und Zielvorstellungen
und damit zur gesunden Stadt beitragen.

Tobias Kogge
Beigeordneter für Soziales

1 Der Bericht entstand in Zusammenarbeit mit dem Institut für Medizin-Soziologie am Zentrum für Psychoso-
ziale Medizin des Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf im Rahmen des Forschungsprojektes »‘Gesund-
heit’ als integrierendes Leitziel in der Konzeption und Erprobung eines regionalen Berichtssystems nachhalti-
ger Entwicklung«. Es handelt sich um ein Teilprojekt des Forschungsschwerpunktes »Problem-orientierte
regionale Berichterstattungssysteme« des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) und wird
von diesem von 5/2002 bis 4/2005 gefördert (Förderkennzeichen: 07 RBS 08)
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�  1 Gesamteinwohnerzahl

Definition:
Die Gesamteinwohnerzahl umfasst alle zu
einem bestimmten Zeitpunkt in der Kom-
mune gemeldeten Personen. Hier wird die
Bevölkerungsbestandsänderung von 1997
bis 2003 anhand der absoluten Bevölke-
rungszahl mit Hauptwohnsitz in Dresden,
aufgegliedert nach Geschlecht, gemessen.
In die Berechnung fließen die Anzahl der
Geburten, die Anzahl der Sterbefälle so-
wie die Zahl der zu- bzw. abgewanderten
Personen mit ein. Stichtag für die Gesamt-
bevölkerung ist jeweils der 31. Dezember.

Ergebnisse:
Die Gesamteinwohnerzahl Dresdens be-
trug im Jahr 2003 483.632. Damit wurde
wieder das Niveau von 1997 erreicht. Das
Absinken der Einwohnerzahl konnte 2000
gestoppt werden. Seit dem stieg die Ge-
samteinwohnerzahl wieder leicht an. In der
Zeit zwischen 1997 und 2003 lebten durch-
gehend mehr Frauen als Männer in Dres-
den. 1997 betrug der Frauenüberschuss
reichlich 17.000, 2003 über 15.000 Perso-
nen.

Demographische Daten

Die Gesamteinwohnerzahl steigt seit 2000

wieder leicht an.

Bedeutung:
Die Entwicklung der Gesamteinwohner-
zahl zeigt, ob es sich um eine »wachsen-
de« oder eine »schrumpfende« Stadt han-
delt. Diese beiden Konzepte von Stadtent-
wicklung haben jeweils ihre eigenen Pers-
pektiven und Probleme:

� »wachsende« Stadt: größere Steuerein-
nahmen für den öffentlichen Haushalt,
eventuell Schaffung von Arbeitsplätzen,
zunehmende Umwelt- und Gesund-
heitsbelastung durch Flächenversiege-
lung und Weiteres;

� »schrumpfende« Stadt: ökonomische
Nachteile, Zunahme sozialer Probleme,
ökologische Verbesserung durch weni-
ger Verkehr und mehr freie Flächen etc.

Gemeindegebietsreformen, wirtschaftli-
ches Engagement, Infrastrukturverbesse-
rung sowie die Attraktivität der Stadt Dres-
den auf soziokulturellem Gebiet wirken
sich stabilisierend auf den Bevölkerungs-
bestand aus.

Es lebten im Jahr 2003  6,4 Prozent mehr

Frauen als Männer in Dresden.

Weitere wünschenswerte Informatio-

nen:
Die Bereitstellung von Daten der Bevöl-
kerungsbestandsänderung kleinräumig
gegliedert nach Ortsamtsbereichen und
Stadtteilen als auch für das nahe Umfeld
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der Stadt ist für jegliche Planung und Ent-
wicklung erforderlich.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Gebietsstand 1. Januar 2004)

�  2 »Natürliche«
Bevölkerungsbewegung

Definition:
Unter »natürlicher« Bevölkerungsbewe-
gung versteht man diejenige Bevölke-
rungsbestandsveränderung, die sich durch
Geburten und Sterbefälle ergibt. Sie wird
hier angegeben

� durch die absoluten Zahlen für Gebur-
ten und Sterbefälle,

� durch die Fruchtbarkeitsziffer, die ver-
zeichnet, wie viele lebendgeborene Kin-
der auf 1000 Frauen im Alter von 15 bis
45 Jahre kommen, und

� durch die Sterbeziffer, mit der die Zahl
der Gestorbenen pro 100.000 Einwoh-
ner bezeichnet wird.

Damit historisch, regional oder zufällig
bedingte Ungleichgewichte in der Altersver-
teilung der Bevölkerung die Sterbeziffer
nicht verzerren, wird sie einer Altersstan-
dardisierung* unterzogen. Die Bezugsgrö-
ße für die Bevölkerungszahl ist die mittle-
re Jahresbevölkerung, d. h. die durch-
schnittliche Bevölkerung eines Jahres.

Ergebnisse:
Seit 1997 stieg die Zahl der Geburten in
Dresden um 30 Prozent, von 3.451 Ge-
burten 1997 auf 4.489 Geburten 2003.
Damit wird der seit 1994 anhaltende posi-
tive Trend fortgesetzt, der sich auch in der
allgemeinen Fruchtbarkeitsziffer nieder-
schlägt. Auf 1.000 Frauen im Alter zwi-
schen 15 und 45 Jahren kamen 1997 ca.
35 lebendgeborene Kinder. 2003 waren es
bereits ca. 45.

Im Gegenzug verringerte sich die Zahl
der Sterbefälle leicht, von 5.063 Gestor-
benen 1997 auf 4.835 Gestorbene 2003.
Dieser Rückgang der Sterbefälle wird in
der altersstandardisierten Sterbeziffer (Ge-
storbene pro 100.000 Einwohner) noch
deutlicher. Er beträgt fast zehn Prozent.
Dabei fällt auf, daß die Sterbeziffer der

Männer stärker zurückging als die der
Frauen. Für Männer sank sie um ca. 15
Prozent von 838 pro 100.000 Einwohner
im Jahr 1997 auf 717 pro 100.000 Einwoh-
ner im Jahr 2003. Für die Frauen ging die
Sterbeziffer im gleichen Zeitraum um sie-
ben Prozent von 774 auf 720 pro 100.000
Einwohner zurück.

Durch Geburtenanstieg und Sinken der
Sterbefälle 2003 wurden fast genauso viele
Menschen in Dresden geboren, wie gestor-
ben sind. Langfristig bleibt aber der Trend
zur Überalterung der Bevölkerung beste-
hen. Auf jede Frau kamen 2003 in Dres-
den 1,34 statt der für die Reproduktion der
Bevölkerung notwendigen zwei Kinder. Al-
lerdings stieg die durchschnittliche Zahl der
Kinder pro Frau seit 1997 um 0,31 und liegt

Stadtentwicklungspolitik. Die wieder stei-
gende Zahl der in Dresden geborenen Kin-
der liefert einen wichtigen Ausgangspunkt
für die Kinder- und Jugendpolitik der kom-
menden Jahre. Gleichzeitig macht die
weitergehende Überalterung der Bevölke-

seit 2000 geringfügig über dem sächsi-
schen Durchschnitt.

Bedeutung:
Die Veränderungen in der Alterszusam-
mensetzung der Bevölkerung ist eine sta-
tistische Grundlage für die kommunale

rung die verstärkte Berücksichtigung von
Senioren in den Planungen für die Berei-
che Wohnen, Freizeit und Gesundheit not-
wendig.

* altersstandardisiert mittels der »Neuen« Europa-
Standard-Bevölkerung WHO 1991

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Gebietsstand 1. Januar 2004), Statisti-
sches Jahrbuch Sachsen

Seit 1997 stieg die Zahl der Geburten in

Dresden um 30 Prozent an.

2003 wurden hier fast genauso viele

Menschen geboren, wie gestorben sind.
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�  3 Wanderungssaldo: Zu-
und Abwanderung

Definition:
Der Wanderungssaldo, gemessen durch
die Zu-und Abwanderung, kann die Bevöl-
kerungsentwicklung kurzfristiger und mas-
siver als die natürliche Bevölkerungsbewe-
gung beeinflussen. Er wird hier in absolu-
ten Zahlen und in einer Klammer in Zah-
len je 100.000 Einwohner angegeben, un-
tergliedert nach Geschlecht und Alter.
Stichtag für die Gesamtbevölkerungszahl
ist jeweils der 31. Dezember.

Ergebnisse:
Im Zeitraum von 1997 bis 2003 haben Ein-
gemeindungen und Zuwanderungen in das
Stadtgebiet einen wesentlich größeren Ein-
fluß auf die Bevölkerungsentwicklung ge-
nommen als die natürliche Bevölkerungs-
bewegung.

Die Zahl der Fortzüge hat sich im be-
sprochenen Zeitraum um ca. 30 Prozent
von 24.789 (5.095) auf 17.540 (3.627) ver-
ringert. Im Gegensatz dazu hielt sich die
Zahl der Zuzüge auf einem Niveau um
20.000, mit leicht steigender Tendenz auf
21.307 (4.406) im Jahr 2003. Dieser Trend
von der Abwanderung zur Zuwanderung
setzte sich erstmals im Jahr 2000 durch
und bestimmt seitdem den Wanderungs-
saldo. Insgesamt bewirkte die Zuwande-
rung seit 2000 einen Anstieg der Wachs-

Seit 2000 bewirkt die Zuwanderung einen

jährlichen Anstieg der Wachstumsrate der

Bevölkerung Dresdens bis zu 0,7 Prozent.

tumsrate der Bevölkerung Dresdens von
jährlich bis zu 0,7 Prozent. Bei einer Un-
tergliederung nach Altersgruppen wird
deutlich, daß der Überschuß an Zuzügen
vorwiegend durch Menschen im erwerbs-
fähigem Alter zwischen 15 und unter 25
Jahren zustande kommt. 2003 zogen
7.706 (1.599) Personen diesen Alters zu,
aber nur 4.782 (992) weg. Damit kamen
2.924 15- bis unter 25-Jährige mehr nach
Dresden, als die Stadt verließen. 78 Pro-

Der Überschuß an Zuzügen kommt vorwie-

gend durch Menschen im erwerbsfähigem

Alter zwischen 15 und unter 25 Jahren zu-

stande. 2003 wurden 78 Prozent des Wan-

derungsüberschusses durch sie bewirkt.
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2003 zogen deutlich weniger Männer weg

und deutlich mehr Frauen zu als 1997.

zent des Wanderungsüberschusses wird
so von dieser Altersgruppe gestellt. Diese
große Zahl der zuwandernden 15- bis unter
25-Jährigen steht in Verbindung mit den an-
steigenden Studentenzahlen an den Hoch-
schulen in Dresden im gleichen Zeitraum.

Im Alter von 25 bis unter 65 Jahren
nahm der Zuwanderungsüberschuß deut-
lich ab. Hier zogen 10.816 (2.244) Perso-
nen zu und 10.008 (2.077) weg.

Auch in der Gruppe der über 65-Jähri-
gen ließen sich seit 2000 mehr Menschen
in Dresden nieder, als fortzogen. Hier wan-
derten 2003 925 (192) Personen zu, de-
nen nur 713 (148) Abwanderer gegenüber-
standen.

In der Gruppe der bis 15-Jährigen nahm
die Abwanderung seit 1997 kontinuierlich
ab und näherte sich der Zahl der Zuwan-
derung. Im Jahr 2003 zogen 1.860 (386)
unter 15-jährige Personen zu und 2.037
(423) Personen weg.

Unterscheidet man die Zu- und Fortzie-
henden nach Geschlecht, so fällt auf, daß

seit 1997 die Zahl der fortziehenden Män-
ner deutlich gesunken ist. 1997 waren es
noch gut 15.300 (3.155), 2003 nur noch
fast 9.000 (1.865) Männer. Die Zahl der
Zuzüge von Männern fiel im gleichen Zeit-
raum dagegen nur mäßig, von 12.994
(2.671) auf 11.037 (2.290). Umgekehrt ist
bei den Frauen ein deutlicher Zuwachs an
Zuzügen zu verzeichen. 1997 zogen 7.334
(1.507) Frauen nach Dresden, 2003 wa-
ren es 10.270 (2.131). Die Fortzüge san-
ken ebenfalls nur mäßig von 9.438 (1.940)
Frauen im Jahr 1997 auf 8.552 (1.775) im
Jahr 2003.

Bedeutung:
Die verstärkte Zuwanderung von jungen
Menschen und Menschen im Rentenalter
zeigen der kommunalen Stadtentwick-
lungspolitik wichtige Handlungsfelder auf.
Hochschul- und Bildungspolitik werden von
den beschriebenen Entwicklungen eben-
so angesprochen wie die Planungen im
Bausektor, Gesundheitssektor, Kultur- und
Freizeitbereich.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Gebietsstand 1. Januar 2004)

�  4 Anteil der Ausländerinnen
und Ausländer an der
Gesamtbevölkerung

Definition:
Die Zuwanderung von ausländischen Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern wird durch den
prozentualen Anteil an der Gesamtbevöl-
kerung der Kommune (Personen mit
Hauptwohnsitz für 1997 und 2003)  ange-
geben. Stichtag für die Gesamtbevölke-

rung ist der 31. Dezember. Die Rückfüh-
rung deutscher Bevölkerungsgruppen aus
der ehemaligen Sowjetunion und anderen
Staaten fällt nicht unter diese Form der Zu-
wanderung.

Ergebnisse:
Im Jahre 2003 gab es in der Stadt Dres-
den ca. 22.400 ausländische Mitbürgerin-
nen und Mitbürger. Damit lag der Aus-
länderanteil 2003 bei 4,65 Prozent und
betrug nur die Hälfte des Bundesdurch-
schnitts von 8,9 Prozent. Seit 1997 hat sich
dieser Anteil in Dresden vor allem durch
eine verstärkte Zuwanderung von Frauen
um ca. 1 Prozent erhöht. Insgesamt domi-
nierten unter den Ausländerinnen und Aus-
ländern die 15- bis unter 65-Jährigen. Sie
stellten 85 Prozent der aus dem Ausland
Zugewanderten. Der Prozentsatz von aus-
ländischen Kindern mit weniger als 0,5
Prozent und der von Rentnern mit weniger
als 0,3 Prozent war dagegen sehr gering.

Nach Berechnung der Kommunalen
Statistikstelle stammte der Hauptteil der
2003 in Dresden lebenden Ausländerinnen
und Ausländer aus Europa (57,6 Prozent)
und Asien (30,4 Prozent). Nach ihren Her-

Der Ausländeranteil der Stadt Dresden lag

im Jahr 2003 bei 4,65 Prozent und betrug

damit nur die Hälfte des Bundesdurch-

schnitts von 8,9 Prozent.
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kunftsländern geordnet kamen 10,5 Pro-
zent aus Vietnam, 7,7 Prozent aus Russ-
land, 6,6 Prozent aus der Ukraine, 5,2 Pro-
zent aus China und 5,1 Prozent aus Po-
len.

Bedeutung:
Die Zahl und Zusammensetzung der Grup-
pe der Ausländer gibt wichtige Hinweise
für eine integrationsunterstützende Politik,
z. B. in der Entwicklung des Wohnungs-
baus, der sozialen Einrichtungen, der Bil-
dungs- und Kulturinstitutionen, aber auch
der kommunalen Ökonomie.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Gebietsstand 1. Januar 2004), Statisti-
sches Jahrbuch BRD 2004, Kommunale Statistik-
stelle der Landeshauptstadt Dresden

�  5 Anteil von Altersgruppen
an der Gesamtbevölkerung

Definition:
Die Darstellung des Anteils verschiedener
Altersgruppen an der Gesamtbevölkerung
mit Hauptwohnsitz in der Kommune ist ein
wichtiges Instrument für die differenzierte
Betrachtung der Entwicklung der Gesamt-
bevölkerung. Die Anteile sind hier in abso-
luten Zahlen sowie in Prozent angegeben.
Als Indikator für die Überalterung der Ge-
sellschaft wird zusätzlich die Altenziffer dar-
gestellt. Sie beschreibt das Verhältnis von
Menschen über 65 Jahren zu Kindern und
Jugendlichen bis 15 Jahre. Stichtag für die

Gesamtbevölkerungszahl ist jeweils der
31. Dezember.

Ergebnisse:
Bei der Betrachtung der Anteile verschie-
dener Altersgruppen an der Dresdner Be-
völkerung zeigen sich im Zeitraum von

1997 bis 2003 einige nennenswerte Ent-
wicklungen.
Im Zeitraum von 1997 bis 2003 verringer-
te sich die Altersgruppe der Kinder unter
15 Jahre um 12.382 Kinder auf 52.626.
Jungen und Mädchen waren in dieser Al-
tersgruppe ungefähr gleich verteilt. Der

Der Anteil von Menschen zwischen 65 und

unter 75 Jahren an der Gesamtbevölkerung

ist von ca. neun Prozent im Jahr 1997 auf

ca. elf Prozent im Jahr 2003 gewachsen.

Das entspricht einer Steigerung um fast

18 Prozent in sechs Jahren.
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Anteil dieser Altersklasse an der Gesamt-
bevölkerung Dresdens sank somit von gut
13 Prozent im Jahr 1997 auf knapp elf Pro-
zent im Jahr 2003. Das entspricht einer
Verringerung um mehr als 20 Prozent. In
ihr spiegelt sich der drastische Rückgang
der Geburtenzahlen in den Jahren nach
der Wende.

Die Altersgruppe der 15- bis unter 65-
Jährigen war mit ca. 337.000 Personen die
Stärkste. Sie beinhaltet Menschen im er-
werbsfähigen Alter. Ihr Anteil blieb mit ca.
70 Prozent an der Gesamtbevölkerung
relativ konstant, Tendenz leicht sinkend.
Auch in dieser Altersgruppe befanden sich

Deutlich überwogen in dieser Altersgruppe
die Frauen, wenn auch mit leicht sinken-
der Tendenz. Kamen 1997 noch 2,8 Frau-
en über 75 Jahre auf einen Mann gleichen
Alters, so waren es 2003 nur noch 2,5. Im
Jahr 2003 lebten 11.447 Männer und
28.727 Frauen dieses Alters in Dresden.
Die Altenziffer stieg im Zeitraum von 1997
bis 2003 kontinuierlich an. Kamen 1997 auf
ein Kind im Alter bis 15 Jahre 1,2 Men-
schen über 65 Jahre so waren es 2003
bereits 1,8 ältere Bürger pro Kind. Das
entspricht einer Zunahme von über 36 Pro-
zent. Insgesamt spiegelt damit die Entwick-
lung der Altersstruktur der Dresdner Ein-
wohnerinnen und Einwohner den allgemei-
nen Trend zur Überalterung der Bevölke-
rung. Das Durchschnittsalter der Dresdner
Bevölkerung stieg im beobachteten Zeit-
raum von 41,6 auf 43,1 Jahre.

Bedeutung:
Der Anteil der Altersgruppen an der Ge-
samtbevölkerung ist von zentraler Bedeu-
tung für die Planung der kommunalen in-
frastrukturellen Ausstattung. Die Entwick-
lung der Trends bei der Anzahl der Vor-
schulkinder und Schulkinder,  die Verän-
derungen der Anzahl junger Menschen im
ausbildungsfähigen Alter, die Zu-oder Ab-
nahme von Menschen im erwerbsfähigen

ungefähr gleich viele Männer und Frauen.
Der Anteil älterer Menschen von 65 bis

unter 75 Jahren hat sich im besprochenen
Zeitraum um 11.272 Personen vergrößert
und betrug 2003 somit 53.870. Damit
wuchs der Anteil dieser Gruppe von knapp
neun Prozent im Jahr 1997 auf gut elf Pro-
zent der Gesamtbevölkerung im Jahre
2003. Das entspricht einer Steigerung um
fast 18 Prozent in sechs Jahren. Dabei ver-
größerte sich die Anzahl der Männer in die-
ser Gruppe stärker als die der Frauen und
war mit 24.648 Personen im Jahr 2003 etwa
ein Fünftel niedriger als die der Frauen.

Die Altersgruppe der Hochbetagten wird
von Bürgerinnen und Bürgern über 75 Jah-
re gestellt. Sie vergrößerte sich im Zeit-
raum von 1997 bis 2003 um 3.379 Perso-
nen auf 40.174. Damit stieg ihr Anteil an
der Gesamtbevölkerung von ca. 7,5 Pro-
zent auf gute acht Prozent. Das entspricht
einem Zuwachs von fast sieben Prozent.

Der Anteil der unter 15-Jährigen an der Ge-

samtbevölkerung Dresdens sank von gut

13 Prozent im Jahr 1997 auf knapp elf

Prozent im Jahr 2003. Das entspricht einer

Verringerung um mehr als 20 Prozent.

Alter und im Rentenalter bilden die Grund-
lage für kommunale Planungen im Bil-
dungs-, Wohnungs-, und Gesundheitsbe-
reich ebenso wie im Kultur- und Wirt-
schaftssektor sowie für die sozialen Siche-
rungssysteme.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Gebietsstand 1. Januar 2004)
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�  6 Bruttowertschöpfung in
Euro je Einwohner

Definition:
Die Bruttowertschöpfung (in Euro) ist die
Summe aller in einer Kommune hergestell-
ten Waren und Dienstleistungen. Sie er-
möglicht die Einschätzung der allgemeinen
Wirtschaftskraft einer Kommune und wird
auf Basis der Herstellungspreise in der
Kommune in absoluten Zahlen sowie in
Euro je Einwohner berechnet. Grundlage

Kommunale Ökonomie

Die Bruttowertschöpfung pro Einwohner

stieg in den Jahren von 1995 bis 2002 um

32 Prozent. Das entspricht einer jährlichen

Steigerung von vier bis fünf Prozent.

der Berechnung ist die durchschnittliche
Bevölkerungszahl der jeweiligen Jahre.

Ergebnisse:
Die Bruttowertschöpfung stieg im Zeitraum
von 1995 bis 2002 von 8.900 Mio. Euro
auf 11.321 Mio. Euro . Das entspricht ei-
ner Steigerung um 27 Prozent bzw. einer
jährlichen Steigerung von drei bis fünf Pro-
zent. Die Bruttowertschöpfung pro Einwoh-
ner stieg im gleichen Zeitraum von 17.912
Euro  auf gut 23.630 Euro . Das entspricht
einer Steigerung um 32 Prozent, bzw. ei-
ner jährlichen Steigerung von vier bis fünf
Prozent. Beide Indikatoren sind Ausdruck
für die gestiegene Wirtschaftskraft der
Stadt Dresden.

Bedeutung:
Die wirtschaftliche Leistungskraft ist ein
entscheidender Faktor für die interne Ge-
staltbarkeit und Entwicklung einer Kommu-
ne durch die vorhandenen Akteure wie pri-
vate Investoren, Betriebe, Öffentliche
Hand, Verbände, Vereine etc. Als Grund-
lage für die teilweise konflikthaft verlaufen-
den Aushandlungsprozesse im Rahmen

kommunaler Entwicklungsplanung als
auch für den Vergleich der Kommunen
untereinander ist die Bruttowertschöpfung
von zentraler Bedeutung.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Einwohnerzahl zum Gebietsstand 1. Janu-
ar 2003, Berechnung der Wertschöpfung auf Basis
des Berechnungsstandes August 2003)

� 7 Verhältnis von Einnahmen/
Ausgaben pro Hauhaltsjahr

Definition:
Das Verhältnis von Einnahmen und Aus-
gaben pro Haushaltsjahr charakterisiert die
allgemeine Lage der kommunalen Haus-
halte. Steuereinnahmen und alle im Haus-
halt vorgesehenen Ausgaben werden ein-
ander gegenübergestellt. Grundlage sind
die Bruttoeinnahmen und -ausgaben der
Kommune in Euro für die Jahre 1997 bis
2002.

Das maximale Defizit von 62,5 Mio EUR im

Jahr 2001 konnte 2002 um fast die Hälfte

auf 33,5 Mio Euro gesenkt werden.

Ergebnisse:
Der Haushalt der Stadt Dresden umfasste
im Zeitraum von 1997 bis 2002 jährlich ca.
1.000 Mio Euro. Während die Einnahmen
sanken, stiegen die Ausgaben an, was zu
einer negativen Bilanz führte.

Die Saldoentwicklung zeigte im bespro-
chenen Zeitraum ein maximales Defizit von
ca. 62,5 Mio. Euro im Jahre 2001. Dieses
konnte im Jahre 2002 fast halbiert werden
und belief sich zum Jahresende auf ca.
33,5 Mio. Euro.

Die Einnahmenstruktur wird durch Schlüs-
selzuweisungen durch das Land (39 Pro-
zent) und Investitionszuweisungen vom
Land (13 Prozent) sowie durch sonstige
Einnahmen der laufenden Rechnung (38
Prozent) bestimmt. Einnahmen durch Ge-
bühren und zweckgebundene Abgaben
betragen sieben Prozent.
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Die durchschnittlichen städtischen Perso-
nalkosten weisen mit 29 Prozent den größ-
ten Anteil an den Ausgaben auf. Sonstige
Ausgaben der laufenden Rechnung neh-
men mit 22 Prozent die zweitgrößte Posi-
tion ein. Zwölf Prozent der Mittel werden
für Sachinvestitionen in Baumaßnahmen
ausgegeben, neun Prozent für Soziallei-
stungen der Stadt und fünf Prozent der
Ausgaben sind Zinskosten, um die wesent-
lichsten Posten zu nennen.

Im Zeitraum von 1997 bis 2002 geriet der

kommunale Haushalt von einer positiven

Bilanz (+ 46,3 Mio Euro) in ein Defizit

(- 33,5 Mio Euro).

Bedeutung:
Die Gegenüberstellung der Ein- und Aus-
gaben des kommunalen Haushaltes macht
den Spielraum deutlich, den die kommu-
nale Politik neben den gesetzlich festge-
legten Ausgaben für andere kommunale
Aufgaben in unterschiedlichen Bereichen
hat.

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen



12

� 8 Pro-Kopf-Verschuldung in
Euro je Einwohner

Definition:
Die Pro-Kopf-Verschuldung in Euro je Ein-
wohner mit Hauptwohnsitz in der Gemein-
de ist ein Indikator für die allgemeine wirt-
schaftliche Situation. Sie gibt an, wieviel
Euro Schulden des kommunalen Haushal-
tes auf jeden Einwohner der Kommune
kommen und beschreibt damit die Dauer-
belastung des öffentlichen Haushalts.
Grundlage der Berechnung ist die Gesamt-
bevölkerungszahl des jeweiligen Jahres
zum 30. Juni des jeweiligen Jahres.

Die Pro-Kopf-Verschuldung sank von 1997

bis 2003 um mehr als 13 Prozent und

betrug 2003 knapp 1.500 Euro.

Ergebnisse:
Die Schuldenlast der Stadt erreichte mit
827 Mio. Euro im Jahr 2000 ihren Höchst-
punkt. Seit dem konnten die Schulden um
mehr als 16,3 Prozent, bzw. mehr als 100
Mio. Euro abgebaut werden. 2003 erreich-
ten die Schulden mit 721,9 Mio. Euro den
tiefsten Stand seit 1998 (778,1 Mio. Euro).

Die Entwicklung der Schulden bezogen
auf die Anzahl der Einwohner gestaltete
sich analog der Gesamtschulden. Bei der
seit 2000 wieder leicht steigenden Bevöl-
kerungszahl ist auch ein Sinken der Pro-
Kopf-Verschuldung zu beobachten. Nach
dem Höchststand von 2000 mit 1.733 Euro
pro Einwohner sank sie um mehr als 13
Prozent auf 1.498 Euro im Jahr 2003 und
lag damit deutlich unter dem Tiefststand
von 1998 (1.618 Euro).

Bedeutung:
Die Pro-Kopf-Verschuldung ist ein gene-
relles Maß für die ökonomische Belastung
des kommunalen Haushaltes und ermög-
licht die Vergleichbarkeit mit anderen Kom-
munen. Steigende Pro-Kopf-Verschuldung
ergibt eine zunehmende Belastung für die
nachfolgenden Generationen. Sinkende
Pro-Kopf-Verschuldung entlastet die Be-
völkerung späterer Jahrzehnte.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Gebietsstand 1. Januar 2004); Pro-Kopf-
Verschuldung für 2003: Stadtkämmerei Dresden;
Schulden in Mio. Euro: Berechnungen Rossa aus
Vorlage des Statistischen Landesamtes und der
Stadtkämmerei Dresden

2003 erreichten die Schulden mit 721,9

Mio. Euro den tiefsten Stand seit 1998

(778,1 Mio. Euro).
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� 9 Wohnungsleerstand

Definition:
Der Anteil der leerstehenden Wohnungen
im öffentlichen und genossenschaftlichen
Gesamtbestand der Wohnungen wird in
Prozent angegeben. Da ab 2001 eine ver-
feinerte Schätzmethode zur Bestimmung
des Wohnungsleerstandes angewandt
wurde, ist die Differenz zwischen 1997 und
2001 verzerrt.

Ergebnisse:
In den Jahren 2001 bis 2003 ist der Anteil
der leerstehenden Wohnungen im öffent-
lichen und genossenschaftlichen Bereich
von 16,2 Prozent auf 13,6 Prozent zurück-
gegangen. Das entspricht einer Verringe-
rung des Leerstandes um 16 Prozent.

Bedeutung:
Der Indikator Wohnungsleerstand verweist
auf soziale Problemlagen und sozialpoliti-
schen Handlungsbedarf in der Kommune
insgesamt. Weiterhin spiegelt er Möglich-
keiten der baulich-räumlichen Gestaltung
und der Wohn- und Lebensqualität in der
Kommune wider. Hierbei können unter-
schiedliche Interessen der Akteure (Kom-
mune, Privatwirtschaft, Wohnungsgenos-
senschaften, Förderprogramme, Bürger)
Konflikte aufwerfen und zu unterschiedli-
chen Entscheidungen (Abriss, Rückbau,
Sanierung, Entwicklung von Quartieren) im
Umgang mit dem Wohnungsleerstand füh-
ren.

Von 2001 bis 2003 ist der Anteil der leer-

stehenden Wohnungen im öffentlichen

und genossenschaftlichen Bereich von

16,2 Prozent auf 13,6 Prozent gesunken.

Weitere wünschenswerte Informatio-

nen:
Die Veröffentlichung des Wohnungsleer-
standes, aufgegliedert nach Stadtteilen,
wäre auch für die Öffentlichkeit wün-
schenswert.

Quelle: Kommunale Statistikstelle der Landeshaupt-
stadt Dresden

�  10 Erwerbstätigenquote

Definition:
Die Erwerbstätigenquote gibt den prozen-
tualen Anteil der Erwerbstätigen an der
Gruppe der 15 bis unter 65 Jahre alten
Bevölkerung an, die für die Jahre 1997 bis
2003 ihren Hauptwohnsitz in der Kommu-
ne hatten. Grundlage der Berechnung ist
die Gesamtbevölkerungszahl am 31. De-
zember der jeweiligen Jahre.

Ergebnisse:
Die Erwerbstätigenquote der 15- bis unter
65-Jährigen erreichte 2003 mit 66,7 Pro-
zent wieder das Niveau von 1997, wäh-
rend sie in der Zwischenperiode um durch-
schnittlich 1,5 Prozentpunkte gefallen war.

Bei Männern betrug die Erwerbstätigen-
quote im Jahr 2003 69,8 Prozent und bei
Frauen 63,5 Prozent. Damit lag die Er-
werbstätigenquote bei Männern durch-
schnittlich gut neun Prozent über der der
Frauen.

Bedeutung:
Die Erwerbstätigenquote gibt den Bevöl-
kerungsteil (15 bis unter 65 Jahre) an, der
aktiv am Wirtschaftsgeschehen einer Kom-
mune beteiligt ist und folglich für den kom-
munalen Haushalt Steuern zahlt. Die Er-
werbstätigen haben den zentralen Einfluss

auf das Steueraufkommen und die Kauf-
kraft der Kommune. Außerdem zeigt die
Erwerbstätigenquote auch Reserven des
Erwerbstätigenpotentials auf.

Quellen: Mikrozensus, Statistisches Landesamt des
Freistaates Sachsen

Die Erwerbstätigenquote der 15- bis unter

65-Jährigen erreichte 2003 mit 66,7

Prozent wieder das Niveau von 1997.
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� 11 Erwerbstätige nach
Stellung im Berufsleben

Definition:
Die Darstellung der Erwerbstätigen nach
Stellung im Berufsleben gibt die Struktur
der Erwerbstätigkeit in der Kommune wie-
der. Einzelne Gruppen werden durch ih-
ren prozentualen Anteil an der Gruppe al-
ler Erwerbstätigen abgebildet. Nicht mit
einbezogen wurden militärische Erwerbs-
tätige sowie Auszubildende. Grundlage der
Berechnungen ist die Bevölkerungszahl
zum 30. Juni des jeweiligen Jahres.

sind neun Prozent weniger als im Jahr
1997. Der Verlust ging zu Gunsten der
geringfügig Beschäftigten. Deren Anteil an
allen Erwerbstätigen stieg von 1997 bis
2002 von 1,5 auf 8,2 Prozent. Die Zahlen
der Beamten und der Selbstständigen stie-
gen dagegen nur leicht. 2002 waren 3,3
Prozent der Erwerbstätigen Beamte. Das
sind 0,6 Prozent mehr als 1997. Der Anteil
der Selbständigen stieg um 0,7 Prozent auf
8,9 Prozent im Jahre 2002.

Die Zahl der sozialversicherungspflich-
tigen Pendler nach außerhalb der Stadt
Dresden ist seit 1997 nur leicht gestiegen
und beträgt 2003 34.360 Personen. Das
heißt, ca. 20 Prozent oder jeder fünfte so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigte ar-
beitet außerhalb von Dresden. Der Anteil
der Männer ist dabei etwa doppelt so groß
wie der Anteil der Frauen. Die Zahl der so-
zialversicherungspflichtigen Einpendler
stieg im gleichen Zeitraum von 69.662 auf
78.750. Das entspricht einer Steigerungs-
rate von 11,5 Prozent. Davon sind 2003
ca. 45 Prozent Frauen. Insgesamt stieg
damit der Pendlersaldo bei den sozialver-
sicherungspflichtig Erwerbstätigen um 16,5
Prozent von 37.065 Personen im Jahr
1997 bis auf 44.390 Personen im Jahr
2003. Damit pendeln doppelt so viele so-
zialversicherungspflichtig Erwerbstätige
nach Dresden hinein wie aus der Stadt her-
aus. Und ca. 47 Prozent der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten kommen
von außerhalb der Stadt. 1997 waren es
noch ca. 38 Prozent.

Insgesamt zeichnet sich ab, dass Frau-
en in den besprochenen Gruppen weniger
von den Verlusten betroffen und stärker am
Zuwachs beteiligt sind als Männer. So hat
sich die Zahl der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigten unter den Männern
stärker verringert als unter den Frauen.
Von den 16.974 verlorenen Stellen bei den
sozialversicherungspflichtigen Beschäftig-
ten gingen nur ca. 35 Prozent zu Lasten

Ergebnisse:
Die Zahl der Erwerbstätigen betrug 2002
213.603 Personen. Damit arbeiteten 1.662
Menschen mehr als 1997. Das entspricht
einer Steigerung von 0,8 Prozent.

Von den Erwerbstätigen am Wohnort
Dresden waren 2002 79,5 Prozent sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt. Das

Von 1997 bis 2002 sank der Anteil der

sozialversicherungspflichtig

Beschäftigten an allen Erwerbstätigen um

neun Prozent auf 79,5 Prozent.

Der Anteil der geringfügig Beschäftigten

an allen Erwerbstätigen stieg von 1997 bis

2002 von 1,5 auf 8,2 Prozent.

2003 pendelten mehr als doppelt so viele

sozialversicherungspflichtige Erwerbstäti-

ge nach Dresden hinein wie aus der Stadt

heraus.

Ca. 47 Prozent der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten kommen von

außerhalb der Stadt.

1997 waren es noch ca. 38 Prozent.

der Frauen.  Auch wurde der Zuwachs bei
den sozialversicherungspflichtigen Ein-
pendlern zu 75 Prozent von Frauen getra-
gen. Und bei den Auspendlern stieg die
Zahl zu 95 Prozent durch einen Zuwachs
an Pendlerinnen. Von 2002 zu 2003 spre-
chen die Zahlen allerdings von einer Stag-
nation dieses Trends bei den Aus- und Ein-
pendlern, sowie einer Umkehrung bei den
sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungen.
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Bedeutung:
Veränderungen in der Struktur der Er-
werbstätigkeit weisen auf mögliche arbeits-
marktpolitische Anforderungen an die kom-
munale Politik hin. Außerdem macht die
Zusammensetzung und Struktur der Er-
werbstätigkeit auch auf wirtschaftliche
Strukturprobleme aufmerksam, die von der
Kommune bewältigt werden müssen (Ge-
werbeflächenausweisung, Ansiedlungspo-
litik, Gewerbesteuerfragen, Verkehrspla-
nung, weiche Standortfaktoren).

Quellen: Kommunale Statistikstelle der Landes-
hauptstadt Dresden, Statistisches Landesamt des
Freistaates Sachsen

�  12 Gewerbebestand

Definition:
Als Gewerbe gilt jede erlaubte selbst-
ständige Tätigkeit, die auf Dauer angelegt
ist und mit Absicht der Gewinnerzielung be-
trieben wird. Diese Tätigkeiten unterliegen
der Gewerbeordnung. Ausgenommen von
der Anzeigepflicht sind insbesondere die
Urproduktion (Land- und Forstwirtschaft,
Garten- und Weinbau, Fischerei, Bergbau),
die freien Berufe im Sinne des Gewerbe-
rechts (z. B. Ärzte, Rechtsanwälte, Nota-
re, Wirtschaftsprüfer, wissenschaftliche,
künstlerische oder schriftstellerische Tä-
tigkeiten), Versicherungsunternehmen und
die Verwaltung eigenen Vermögens. Er-
fasst wird hier der Gewerbebestand, Ge-
werbean- und abmeldungen, sowie deren
Saldo und die Zahl der Insolvenzen.

Der Gewerbebestand in Dresden wuchs im

Zeitraum von 1997 bis 2002 um 19 Prozent.

Ergebnis:
Der Gewerbebestand in Dresden wuchs
im Zeitraum von 1997 bis 2002 um 19 Pro-
zent von 33.164 auf 39.379 Unternehmen
an. Die höchste Zuwachsrate gab es im
Bereich sonstige Gewerbe (Dienstleistun-
gen) mit 26,8 Prozent, gefolgt von Unter-
nehmen im Handel mit 11,5 Prozent, dem
Handwerk mit 10,2 Prozent und Industrie-
unternehmen mit 8,1 Prozent Zuwachs.

Die Gewerbeneuanmeldungen sanken im

besprochenen Zeitraum insgesamt um

18,7 Prozent.

Die Gewerbeneuanmeldungen sanken
im besprochenen Zeitraum insgesamt um
18,7 Prozent. Sie fielen von 5.184 Neuan-
meldungen im Jahr 1997 auf 4.523 im Jahr
2002. Im Gegenzug stieg die Zahl der
Gewerbeabmeldungen um vier Prozent an,
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von 3.990 im Jahr 1997 auf 4.149 Unter-
nehmen im Jahr 2002. Das positive Ge-
werbesaldo verringerte sich damit um zwei
Drittel. 1997 gab es noch 1.194 mehr Ge-
werbean- als abmeldungen. 2002 wa-
ren es nur noch 374.

Die Zahl der Insolvenzen stieg zum Jahr
2002 auf 571* an und erreichte damit den
Höchststand seit 1997. In den vorherigen
Jahren wurden zwischen 338 und 359 In-
solvenzen gemeldet.

Die Entwicklung der Gewerbeab- und
-anmeldungen sowie der Insolvenzen stellt
einen gegenläufigen Prozess zur positiven
Entwicklung des Unternehmensbestandes
in Dresden dar.

Bedeutung:
Die Darstellung des Gewerbebestandes
bietet Einblick in die Dynamik der Privat-
wirtschaft in der Kommune. Ansiedlungen,
Neugründungen und Insolvenzen be-
schreiben das kommunale Wirtschafts-
geschehen besonders im Hinblick auf die
Entwicklung von Arbeitsplatzangeboten,
Steuereinnahmen und Kaufkraft. Im Trend
zeigen sich damit im kommunalen ökono-
mischen Bereich Prosperität sowie Gefähr-
dungs- und Krisenpotentiale.

* Auf Grund der Änderung des Paragrafen 340 der
Insolvenzordnung zum 1. Dezember 2001 ist ein Ver-
gleich der Insolvenzdaten von 2002 mit den Daten
der Vorjahreszeiträume nur eingeschränkt möglich.

Quelle: Kommunale Statistikstelle der Landeshaupt-
stadt Dresden; Statistisches Landesamt des Frei-
staates Sachsen



17

borene) und Suizidfälle je 100.000 Einwoh-
ner einer Analyse unterzogen. Berech-
nungsgrundlage dafür ist die mittlere Jah-
resbevölkerung.

Ergebnisse:
Elf vermeidbare Todesursachen: Die An-
zahl vorzeitiger Sterbefälle verringerte sich
in Dresden im Zeitraum von 1997 bis 2002
um 16 Prozent von 517 auf 432 Fälle.

Bei Männern führt die Liste der vorzei-

Gesundheit

Die Anzahl vorzeitiger Sterbefälle verringerte

sich in Dresden im Zeitraum von 1997 bis

2002 um 16 Prozent von 517 auf 432 Fälle.

�  13 Sterblichkeit nach elf
vermeidbaren Todesursachen
sowie Suizide und Säuglings-
sterblichkeit

Definition:
Die vorzeitige Sterblichkeit bezieht sich auf
Todesfälle, die als vermeidbar gelten und
Menschen unter 65 Jahren getroffen ha-
ben. Hier werden elf Krankheiten als durch
medizinische oder präventive Maßnahmen
vermeidbare Todesursachen genauer be-
trachtet. Zusätzlich werden perinatale Ster-
befälle (Gestorbene ab 28. Schwanger-
schaftswoche bis zum 7. Lebenstag) so-
wie die Säuglingssterblichkeit (Gestorbe-
ne im 1. Lebensjahr pro 1.000 Lebendge-

Männer sind vor dem 65 Lebensjahr mehr

als viermal so oft vom Herztod betroffen als

Frauen, dreimal so oft vom Lungenkrebs und

mindestens doppelt so oft bei allen anderen

Gründen der vorzeitigen Sterblichkeit.

tigen Sterbefälle die Gruppe der koronaren
Herzkrankheiten an (30 Prozent), gefolgt
von den (alkoholbedingten) Lebererkran-
kungen (24 Prozent), den Selbsttötungen
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Bei den Frauen konnte die vorzeitige

Sterblichkeit mit den Diagnosen Herztod

um die Hälfte, Bluthochdruck und Schlag-

anfall um 40 Prozent sowie Brustkrebs um

ein Drittel gesenkt werden.

(16 Prozent) und dem Lungenkrebs (zwölf
Prozent). Verkehrsmittelunfälle (sieben
Prozent) sowie Bluthochdruck und Schlag-
anfall (sechs Prozent) haben eine mittlere
Bedeutung. Im zeitlichen Verlauf zeigen
sich kaum Veränderungen.

Im Gegensatz dazu sank die vorzeitige
Sterblichkeit bei den Frauen bei einigen
Diagnosen. Insbesondere verringerte sich
der Anteil an vorzeitigen Todesfällen in
Folge von Brustkrebs von 1997 zu 2002

von 24 auf 15 Prozent und in Folge von
Herzkrankheiten von 17 Prozent auf elf
Prozent. Durch Bluthochdruck bedingte
Krankheiten und Schlaganfall verstarben
2002 zwei Prozent Frauen weniger als
1997. Allerdings gab es einen Anstieg der
vorzeitigen Sterblichkeit durch (alkohol-
bedingte) Lebererkrankungen von 17 auf
19 Prozent und durch Suizide von 13 auf
19 Prozent. Auch die Sterblichkeit in Fol-
ge von Gebärmutterhalskrebs stieg von
zwei Prozent auf vier Prozent. Verkehrs-
mittelunfälle mit ca. acht Prozent und Lun-
genkrebs mit ca. sieben Prozent blieben
im Zeitraum relativ konstant.*

Für die vorzeitige Sterblichkeit bezogen
auf 100.000 Einwohner wurden die Daten
altersstandardisiert**, d. h. Verzerrungen

durch Ungleichgewichte in der Altersver-
teilung wurden ausgeglichen. Im Ergebnis
zeigt sich im Jahr 2002 bei den Männern
in fast allen Todesursachen ein Rückgang
gegenüber 1997. Der geringe Anstieg bei
den Suziden und Magen-Darmgeschwü-
ren ist zwar meßbar, aber nicht bedeutsam.

Bei den Frauen sank die vorzeitigen
Sterblichkeit bezogen auf 100.000 Einwoh-
ner im gleichen Zeitraum stärker als bei
den Männern. Der vorzeitige Herztod konn-
te um die Hälfte gesenkt werden, Todesfäl-
le in Folge von Bluthochdruck und Schlag-
anfall um 40 Prozent sowie in Folge von
Brustkrebs um ein Drittel. Bei allen ande-
ren Ursachen der vorzeitigen Sterblichkeit
außer dem Gebärmutterhalskrebs hat eben-
falls eine Senkung stattgefunden. Die vor-
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Die überwiegend durch präventive Maßnah-

men vermeidbaren Todesursachen wie Lun-

genkrebs, Leberzirrhose und Kraftfahrzeug-

unfälle hatten 2002 einen Anteil von 43,3

Prozent an allen vorzeitigen Todesursachen

bei Männern und 34 Prozent bei Frauen.

zeitige Sterblichkeit in Folge von Gebär-
mutterhalskrebs stieg um das Doppelte.

Im Vergleich Männer gegenüber Frau-
en fällt auf, dass Männer vor dem 65. Le-
bensjahr mehr als viermal so oft vom Herz-
tod betroffen sind wie Frauen, dreimal so
oft vom Lungenkrebs und mindestens dop-
pelt so oft bei allen anderen Gründen der
vorzeitigen Sterblichkeit. Die überwiegend

durch präventive Maßnahmen vermeidba-
ren Todesursachen wie Lungenkrebs, Le-
berzirrhose und Kraftfahrzeugunfälle hat-
ten 2002 einen Anteil von 43,3 Prozent an
allen vorzeitigen Todesursachen bei Män-
nern und 34 Prozent bei Frauen.

Suizide
Seit Beginn der 90er Jahre hat sich der
Anteil der Suizide an allen Todesursachen
bei Männern und Frauen deutlich verrin-
gert. Die Zahl der Suizide wird unter an-
derem von sozialen und gesellschaftlichen
Entwicklungen beeinflusst. Dabei lag die
Suizidrate der Männer stets über der der
Frauen. Im Jahr 2002 war sie in Dresden
mit 2,54 Prozent gut 2,5 mal so hoch wie
die der Frauen mit 0,95 Prozent.

Die Suizidrate der Männer lag 2002 mit

2,54 Prozent gut 2,5-mal höher als die der

Frauen mit 0,95 Prozent, bezogen auf alle

Gestorbene.

Auch bezogen auf 100.000 Einwohner
gingen die Suizide für beide Geschlechter
seit den 80er Jahren zurück, bei Männern
um die Hälfte von ca. 40 auf 20 Suizide je
100.000 Einwohner und bei Frauen um
etwa zwei Drittel von ca. 30 auf 10 Suizide
je 100.000 Einwohner. Trotzdem lag die
Rate der Männer auch im Jahr 2002 mit
23 je 100.000 Einwohner etwa doppelt so
hoch wie die der Frauen mit 11 je 100.000
Einwohner. Seit dem Jahr 1999 bzw. 2000
steigen die Suizidraten wieder leicht an.
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Säuglingssterblichkeit
Die Säuglingssterblichkeit hat sich zwi-
schen 1995 und 2002 etwa halbiert. Im
Jahr 2002 starben im ersten Lebensjahr
13 Kinder, das sind drei von 1.000 Lebend-
geborenen.

Die Säuglingssterblichkeit hat sich

zwischen 1995 und 2002 etwa halbiert.

Der vorübergehende Anstieg der Säug-
lingssterblichkeit in den Jahren 1998 und
1999 macht einerseits die Schwankungs-
möglichkeit bei solch seltenen Ereignissen
deutlich (ca. 15 Fälle pro Jahr), anderer-
seits ist ein Anstieg der Sterblichkeit para-
doxerweise durch den Fortschritt der Me-
dizin begründbar. Frühgeborene und stark
untergewichtige Kinder können heute nach
der Geburt zunächst am Leben erhalten
werden. Allerdings ist die Komplikations-
rate bei diesen Kindern im ersten Lebens-
jahr auf Grund ihrer relativen Unreife hoch.
So waren 70 Prozent der Gestorbenen im
1. Lebensjahr Kinder mit einem Geburts-
gewicht unter 2.500 Gramm.

Bedeutung:
Die vorzeitige Sterblichkeit (vor dem 65
Lebensjahr) macht auf auffällige Entwick-

lungen der Sterblichkeit und ihrer Ursa-
chen aufmerksam. Sie macht deutlich,
welche vorzeitigen Sterbefälle potentiell
vermeidbar wären und wo weitere Verbes-
serungen der medizinischen Versorgung
und Prävention notwendig sind.

Weitere wünschenswerte Informatio-

nen:
Eine Aufgliederung der Suizide in Alters-
gruppen gäbe die Möglichkeit, gefährde-
ten Altersgruppen besondere Aufmerksam-
keit schenken zu können.

70 Prozent der Gestorbenen im 1. Lebens-

jahr waren Kinder mit einem Geburts-

gewicht unter 2.500 Gramm.

� 14 Meldepflichtige
Erkrankungen

Definition:
Meldepflichtige Erkrankungen werden
durch das Infektionsschutzgesetz (IfSG)
festgelegt. Hier wird eine Auswahl der
wichtigsten dieser Erkrankungen darge-
stellt. Die Zahlen geben an, wieviele Fälle
pro 100.000 Einwohner in den Jahren 1997
bis 2002 aufgetreten sind. Da 2001 ein
neues Infektionsschutzgesetz eingeführt
wurde, ist ein Vergleich der Daten mit da-
vor liegenden Zeiträumen allerdings nicht
mehr uneingeschränkt möglich. Bezugs-
größe ist die mittlere Jahresbevölkerung,
d. h. die durchschnittliche Bevölkerung ei-
nes Jahres. Bei der Betrachtung der Zah-
len muß berücksichtigt werden, dass nicht
alle Erkrankungsfälle zur Meldung gelan-
gen, da die Erkrankten entweder keinen
Arzt aufsuchen oder die Krankheit vom Arzt
entweder nicht diagnostiziert oder nicht
gemeldet wird (Dunkelzifferproblematik).

Ergebnisse:
Insgesamt ist die Anzahl meldepflichtiger
Erkrankungen im Zeitraum 1997 bis 2002
um fast ein Drittel zurückgegangen. Vor
allem die Erkrankungen an Hepatitis A (um
ca. 70 Prozent), Tuberkulose der Lunge
(um ca. 60 Prozent) und sonstiger Tuber-
kulose (um ca. 40 Prozent) sind deutlich
gesunken. Masern sind kaum noch zu ver-
zeichnen. Einen Anstieg gab es dagegen
beim Keuchhusten auf ca. das Doppelte.

Auch gemeldete Erkrankungen an En-
teritis infectiosa (Durchfallerkrankungen)
sind im Zeitraum auf fast das Doppelte an-
gestiegen. Dafür sind vor allem Fälle von
sonstigen Formen der Enteritis infectiosa
verantwortlich, während das Niveau bei
Salmonellose konstant blieb.

Bei den sonstigen meldepflichtigen Er-
krankungen gibt es insgesamt einen rück-
läufigen Trend. Insbesondere bei der In-
fluenza A (um mindestens die Hälfte) so-
wie bei der Shigellenruhr (um mehr als die
Hälfte). Ein Anstieg hingegen ist bei der
Borreliose (um ca. das Dreifache) zu be-
obachten. Bis 1999 war auch ein Anstieg
der Fälle von Gonorrhoe (um ca. das Zwei-
fache) sowie von Syphilis (um mindesten
das Zweifache) zu verzeichnen.

Insgesamt ist die Anzahl meldepflichtiger

Erkrankungen im Zeitraum 1997 bis 2002

um fast ein Drittel zurückgegangen.

* Diese Änderungen der Häufigkeiten sind nicht auf
den Wechsel der ICD-Klassifikation (Internationale
Klassifikation der Krankheiten) zur Revision 10 im
Jahr 2001 zu erklären, da sich bei den Männern keine
solche Unterschiede darstellen.
** Alterstandardisierung erfolgte mit der WHO-Euro-
pabevölkerung von 1991
Quellen: Elf vermeidbare Todesursachen: Statistisches
Landesamt des Freistaates Sachsen; Säuglingssterb-
lichkeit und Suizide: Kommunale Statistikstelle der
Landeshauptstadt Dresden nach Angaben des Stati-
stischen Landesamtes des Freistaates Sachsen

Masern sind kaum noch zu verzeichnen.

Dafür gab es einen Anstieg der Erkrankun-

gen an Keuchhusten auf ca. das Doppelte

und an Borreliose um das Dreifache.
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Bedeutung:
Meldepflichtige übertragbare Infektions-
krankheiten stellen Gesundheitsrisiken für
die Bevölkerung der Kommune dar. Das
Infektionsgeschehen wird in besonderem
Maße durch den Tourismus, die Reise-
tätigkeit, die Sexualkontakte und Schutz-
impfungen (insbesondere bei Grippe, He-
patitis A und B, Keuchhusten und Masern)
beeinflusst, aber auch durch Zuwanderun-
gen aus dem Ausland.

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen

� 15 Transportmittelunfälle

Definition:
Die Zahlen der Straßenverkehrsunfälle in
der Kommune mit Todesfolge sowie mit
verletzten Personen werden in absoluten
Zahlen und für Vergleichszwecke in Tabel-
len pro 10.000 Einwohner angegeben und
nach der Art der Teilnahme am Straßen-
verkehr differenziert. Bezugsgröße ist die
durchschnittliche Bevölkerungszahl eines
Jahres. Da ab 1997 und 1999 Eingemein-
dungen stattfanden, ist der Vergleich zu
den nachfolgenden Jahren eingeschränkt.
Auch der kurzfristige Anstieg der Fallzahlen
im Jahr 1999 wurde dadurch verursacht.
Deshalb wird im Folgenden gehäuft auf
das Jahr 1999 statt auf 1997 Bezug ge-
nommen.

Ergebnisse:
Die Angaben zu den Transportmittelunfäl-
len in der Stadt Dresden zwischen 1997
und 2002 sind nach verschiedenen Merk-
malen differenziert ausgewiesen. Deshalb
seien hier nur einige wichtige Ergebnisse
genannt:

Insgesamt ist seit 1999 ein deutlicher
Rückgang der Transportmittelunfälle sowie
der im Straßenverkehr verletzten Perso-
nen zu verzeichnen, sowohl in absoluten
Zahlen als auch je 10.000 Einwohner.

Die Zahl der Unfälle sank von 1999 bis
2002 um 15 Prozent von 19.816 auf
17.185. Damit ereigneten sich im Jahr
2002 täglich 47 Transportmittelunfälle.
1999 waren es noch 54 gewesen.

12,5 Prozent bzw. 2.172 der Unfälle
waren 2002 mit einem Personenschaden
verbunden.  Von allen Verunglückten wur-
den 83 Prozent  leichtverletzt, gut 16 Pro-
zent  schwerverletzt und weniger als ein
Prozent der Verletzten wurden bei einem
Transportmittelunfall getötet. Dieses Ver-
hältnis hat sich seit 1999 nur unwesent-
lich verändert. In absoluten Zahlen sank
jedoch zwischen 1999 und 2002 die Zahl
der Leichtverletzten von 2.428 auf 2.241
und die der Schwerverletzten von 541 auf
447. Die Zahl der im Straßenverkehr Ge-
töteten erreichte jedoch mit 25 Personen
den Höchststand seit 1997. Die geringste
Zahl an Getöteten wurde 2000 mit 15 Per-
sonen verzeichnet.

Der Trend des Rückgangs der Verletz-
tenzahlen zeigt sich besonders in den bei-
den jüngsten Altersgruppen der unter 15
und 15- bis unter 18-Jährigen. Bei den
unter 15-Jährigen sank die Zahl der Leicht-
verletzten von 1997 bis 2002 um 35 Pro-

zent von 235 auf 152 und bei den Schwer-
verletzten um 45 Prozent von 72 auf 40
Verletzte. Auch bei den 15- bis unter 18-
Jährigen gingen diese Zahlen deutlich zu-
rück. Die Zahl der Leichtverletzten sank um
19 Prozent von 151 auf 121 Personen, die
Zahl der Schwerverletzten um 33 Prozent
von 45 auf 30 Personen. Alle anderen Al-
tersgruppen konnten zumindest seit 2000
einen höheren oder niedrigeren Rückgang
der Leichtverletzten verzeichnen. Die Zah-
len der Schwerverletzten sind dagegen seit
1997 in den Altersgruppen über 18 Jahre
nur minimal gesunken und stagnieren
2000 oder steigen leicht an. Bei den im
Straßenverkehr getöteten Personen fällt
auf, dass sich zwischen 1997 und 2002
die Zahl der 18- bis unter 26-Jährigen von
zwei auf acht vervierfacht, die Zahl der
über 66-Jährigen dagegen von acht auf
vier halbiert hat. Allerdings unterliegen die-
se kleinen Zahlen in größerem Maße dem
Zufall und bilden nicht notwendigerweise
einen Trend ab.

Bei den unter 15-Jährigen sank die Zahl

der Leichtverletzten um 35 Prozent und

bei den Schwerverletzten um 45 Prozent.

Die Zahl der Unfälle sank insgesamt von

1999 bis 2002 um 15 Prozent von 19.816

auf 17.185.

Von leichten Verletzungen sind am häu-
figsten PKW-Benutzer (1.191 Personen)
betroffen. Ihnen folgen die Radfahrer (501
Personen), die Fußgänger (243 Personen)
und die Kraftradfahrer (187 Personen). Am
wenigsten werden Benutzer der öffentli-
chen Verkehrsmittel (85 Personen) und
LKW-Fahrer (34 Personen) bei Transport-
mittelunfällen leicht verletzt. Die Rangliste
bei den Schwerverletzten wird ebenfalls
von den PKW-Nutzern angeführt (144 Per-
sonen). Aber hier belegen die Fußgänger
(127 Personen) den zweiten und die Rad-
fahrer (120 Personen) den dritten Platz.
Kraftradfahrer (48 Personen), LKW-Fah-
rer (fünf Personen) und  Nutzer der öffent-
lichen Verkehrsmittel (drei Personen) wur-
den dagegen nur selten schwer verletzt.
Damit sind die Fußgänger trotz ihrer ge-
ringeren Fortbewegungsgeschwindigkeit
fast genauso oft (88 Prozent) unter den
Schwerverletzten zu finden wie PKW-Nut-
zer.

Bei den Leichtverletzten konnten im
Jahr 2002 alle Verkehrsteilnehmergruppen
im Vergleich zu 1997 niedrigere Zahlen
aufweisen, bis auf die Radfahrer. Bei ih-
nen stiegen von 1997 bis 2002 die Zahlen
der Leichtverletzten von 366 auf 501. Fast
ein Viertel aller Leichtverletzten und
Schwerverletzten sind Radfahrer.

Fast ein Viertel aller Leichtverletzten und

aller Schwerverletzten sind Radfahrer.
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Unter den Kraftradfahrern sind dagegen
im selben Zeitraum die Zahlen der Leicht-
verletzten zurückgegangen, von 208 auf
187. Bei den Schwerverletzten sanken die
Zahlen für Kraftradfahrer jedoch nur für die
unter 15- bis unter 18-Jährigen von 18
Verletzten auf sieben. Bei den 18- bis un-
ter 26-Jährigen und den 26- bis unter 66-
Jährigen stagnierten sie bei 22 bzw. 19
Personen.

alte Menschen) sowie verschiedene Grup-
pen von Verkehrsteilnehmern (Fahrrad-
fahrer, Fußgänger) aufgezeigt. Aus den
vorliegenden Zahlen wird ersichtlich, dass
insbesondere die Gruppen der Fahrradfah-

Die Zahl der im Straßenverkehr Getöteten

erreichte im Jahr 2002 mit 25 Personen

den Höchststand seit 1997.

� 16 Zahngesundheit von
Kindern

Definition:
Der Gebisszustand der Kinder wird nach
dem DMFT-Index* bewertet. Dieser gibt
an, wieviele Zähne kariös und/oder gefüllt
sind sowie wieviele Zähne im Gebiss feh-
len. Für die Entwicklung der Zahngesund-
heit werden hier Daten der sechs- und
zwölfjährigen Kinder der Schuljahre 1997/
98 und 2002/2003 aus den Einschulungs-
und jährlichen Schuluntersuchungen ver-
wandt.

Ergebnisse:
Der DMFT-Index der Zwölfjährigen verbes-
serte sich im Zeitraum von 1997/98 zu
2002/03 um 36 Prozent. Statt 1,68 kariö-
sen, gefüllten oder fehlenden Zähnen ha-
ben die Zwölfjährigen  durchschnitllich nur
noch 1,07 nicht naturgesunde bzw. fehlen-
de Zähne. Bei den Sechsjährigen blieb der
Index unverändert niedrig bei 0,05.

Bedeutung:
Der Zustand des Gebisses von Kindern ist
sowohl ein Indikator für den allgemeinen

Der DMFT-Index der Zwölfjährigen

verbesserte sich um 36 Prozent.

 Jahr Verletzte Leicht- Schwer- Getötete
insgesamt verletzte verletzte
pro 10.000 pro 10.000 pro 10.000 pro 10.000

1997   53,70   42,93   10,32    0,45
1998   50,51   40,57     9,50    0,44
1999   62,64   50,85   11,33    0,46
2000   61,73   51,99     9,43    0,31
2001   60,50   51,13     8,97    0,40
2002   56,59   46,74     9,32    0,52

Bedeutung:
Die Zahlen für tödlich Verunglückte und
Verletzte verweisen auf die gesundheits-
und lebensgefährdenden Auswirkungen
des Straßenverkehrs auf die Bevölkerung.
Der Tod im Straßenverkehr gilt als vermeid-
bare Todesursache. Damit wird verkehrs-
politischer und stadtentwicklungsorien-
tierter Planungs- und Handlungsbedarf für
unterschiedliche Altersgruppen (Kinder,

rer und der Fußgänger besonderer ver-
kehrspolitischer Aufmerksamkeit und prä-
ventiver Maßnahmen bedürfen.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen, Kommunale Statistikstelle der Landes-
hauptstadt Dresden, Polizeidirektion Sachsen
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� 17 Anzahl der ambulant
tätigen Ärzte und Zahnärzte

Definition:
Die Anzahl der ambulant tätigen Ärzte und
Zahnärzte umfasst alle in freier Praxis am-
bulant tätigen Ärzte nach Fachrichtungen
sowie Zahnärzte der Jahre 1997 bis 2003.
Der Indikator wird in absoluten Zahlen an-
gegeben. Der Grad der Versorgung wird
mittels der Versorgungsziffer beschrieben.
Sie gibt an, wieviele ambulant tätige Ärzte
und Zahnärzte auf je 1.000 Personen kom-
men. Grundlage der Berechnungen ist die
durchschnittliche Jahresbevölkerung.

Ergebnisse:
Die Anzahl der ambulant tätigen Ärzte
(2003: 855) und der ambulant tätigen
Zahnärzte (2003: 468) nahm im Zeitraum
von 1997 bis 2003 um 10 bis 15 Prozent
zu. Damit kommen auf einen ambulant tä-
tigen Arzt 565 Bürger. Ein Hausarzt ver-
sorgt durchschnittlich 2083 Personen, ein
Zahnarzt 1.031 Personen. Die Zahlen der
ambulant tätigen Zahnärzte und Chirurgen
blieben über den Zeitraum relativ konstant.
Auf 1.000 Einwohner kommen 0,97 Zahn-
ärzte und 0,07 Chirurgen. Bis 2000 ist eine
Zunahme der Versorgungsziffern um
durchschnittlich zehn Prozent bei den am-
bulant tätigen Ärzten insgesamt, bei den
sonstigen Fachärzten und bei den Gynä-
kologen zu verzeichnen. Allein bei den

Gesundheitszustand als auch ein Indika-
tor für soziale Benachteilung. Fehl- und
Mangelernährung, mangelnde Für- und
Vorsorge, unzureichendes Wissen über die
Zahnpflege etc. sind mit sozialen Ungleich-
heiten verbunden. Die vorliegenden Daten
über den guten Gebisszustand der Ein-
schüler und den verbesserten Zahnstatus
bei den Zwölfjährigen sprechen für eine
langfristig gelungene Zusammenarbeit der
kommunalen Akteure und Zahnärzte hin-
sichtlich der Gruppen- und Individualpro-
phylaxe bei der Aufklärung über Ernäh-
rung, Zahnpflege und Zahn-Prophylaxe.
Die Gesundheitsaufklärung und Gesund-
heitsbildung der Kinder im Vorschulalter
und ihrer Eltern ebenso wie die Betreuung
der Schüler durch die Kinder- und Jugend-
zahnkliniken der Stadt haben sich damit
bewährt.

Quelle: Gesundheitsamt Dresden
* DMFT bedeutet decayed (kariöse), missing (fehlen-
de), filled (gefüllte) teeth (Zähne)

Die Anzahl der ambulant tätigen Ärzte und

Zahnärzte nahm im Zeitraum von 1997 bis

2003 um 10 bis 15 Prozent zu.
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Fachärzten für Innere Medizin stiegen die
Versorgungsziffern seit 1997 kontinuierlich
auch über das Jahr 2000 um 14 Prozent
an. Ein Rückgang ist nur bei den Allge-
meinmedizinern/Praktischen Ärzten seit
1997 um knapp acht Prozent von 0,52 auf
0,48 Ärzte je 1.000 Einwohner zu verzeich-
nen. Dieser Trend scheint sich fortzuset-
zen. Mit Stand vom 10. Mai 2005 sind in
Dresden-Stadt 38 Arztpraxen, darunter 13
von Allgemeinmedizinern, zumeist aus Al-
tersgründen in der näheren Zukunft abzu-
geben.

Bedeutung:
Der Indikator gibt einen Hinweis auf den
Grad der medizinischen und zahnmedizi-
nischen Versorgung in der Kommune, auf
dessen Entwicklung und auf mögliche Ver-
sorgungslücken. Insgesamt kann die Ver-
sorgung der Dresdner Bevölkerung mit
ambulant tätigen Ärzten, Zahnärzten und
öffentlichen Apotheken als stabil bezeich-
net werden.

Ein Anstieg der Ärztezahlen verschie-

� 18 Schwerbehinderte
Menschen

Definition:
Als schwerbehinderte Menschen werden
Personen eingestuft, die einen gültigen
Schwerbehindertenausweis besitzen (ab
50 Prozent Behinderung). Sie werden hier
in absoluten Zahlen und je 1.000 Einwoh-
ner angegeben, differenziert nach Alter,
Geschlecht und Art der Behinderung. Be-
zugspunkt ist die Gesamtbevölkerungszahl
des jeweiligen Jahres zum 31. Dezember.

Ergebnisse:
Die Anzahl schwerbehinderter Menschen
mit einem Grad der Behinderung von 50
und mit gültigem Ausweis ist seit 1997 re-
lativ konstant und beträgt 2003 ca. 35.000
Menschen. Die beiden größten Gruppen
sind mit je 10.000 Personen Schwerbehin-
derte mit einem Grad von 50 und 100 Pro-
zent. Dabei ist ein leichter Anstieg bei Per-
sonen mit einem Grad der Behinderung

dener Fachrichtungen entspricht einem hö-
heren Bedarf in der Bevölkerung, was u.
a. durch den gestiegenen Anteil an älte-
ren Menschen und deren Multimorbidität
zu begründen ist. Die Berechnungsmaß-
stäbe und Kennziffern für die ambulante
Versorgung mit Ärzten und Fachärzten pro
Einwohner legen die Kassenärztlichen Ver-
einigungen fest.

Quellen: Statistisches Landesamt Sachsen; Kommu-
nale Statistikstelle der Landeshauptstadt Dresden;
Kassenärztliche Vereinigung Sachsen
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Im Zeitraum von 2000 bis 2003 waren deut-

lich mehr Frauen als Männer schwerbehin-

dert.

von 50 festzustellen. Nach Altersgruppen
betrachtet stellen die über 60-Jährigen fast
70 Prozent aller schwerbehinderten Men-
schen. In den Altersklassen jünger als 44
Jahre ist ein leichter Trend der Zunahme
dieser Anteile seit 1997 festzustellen.

Interessanter ist jedoch der Anteil behin-
derter Menschen in den einzelnen Alters-
klassen. So waren 2002  8,6 Prozent der
Dresdner Bevölkerung mit einer schweren
Behinderung von mindestens 50 Prozent
und gültigem Behindertenausweis. Ca. je-
der vierte Dresdner Bürger über 65 Jahre
hat einen Grad der Behinderung von 50
oder mehr. Bei den 60- bis unter 65-Jähri-
gen ist es jeder achte Bürger. Bei den 49-
bis unter 60-Jährigen lebt fast jeder zwölf-
te Bürger mit einer Behinderung. Im Zeit-
raum von 1997 bis 2002 haben sich die
Anteile von Menschen mit Behinderungen
in allen Altersklassen gering aber stetig
erhöht.

Bei Betrachtung der Behinderungsart nach
den Altersklassen zeigt sich ein Anstieg der
Behinderung auf Grund des Bewegungs-
apparates (auf fast 25 Prozent), auf Grund
der Sinnesorgane (auf 30 Prozent) und auf
Grund von Inneren Organen (auf 20 Pro-
zent) mit zunehmendem Alter. In den Al-
tersgruppen von sechs bis 35 Jahren neh-
men mit ca. 50 Prozent Behinderungen
wegen des Gehirns oder der Psyche den
ersten Platz ein.

Durchgängig waren im Zeitraum von 2000
bis 2003 deutlich mehr Frauen als Män-
ner schwerbehindert. Allerdings stieg der
Anteil der Männer an allen Schwerbehin-
derten von 2000 bis 2003 von 43,2 auf 44,5
Prozent.

2002 waren 8,6 Prozent der Dresdner

Bevölkerung schwerbehindert.
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� 19 Impfungen bei Kindern

Definition:
Der Impfstatus bezieht sich auf die Kinder
bis zum Alter von sechs Jahren zum Zeit-
punkt der Schuleingangsuntersuchung.
Berechnet wird der prozentuale Anteil
grundimmunisierter Kinder an allen unter-
suchten Kindern mit Impfpass. Der Status
der Immunisierung wird unterschieden
nach »vollständig geimpft« und »unvoll-
ständig geimpft«. Ab 2002/03 erfolgte hier
eine Änderung*, so dass Vergleiche mit
davor liegenden Zeiträumen z. T. nicht
möglich sind. Erfasst werden die von der
Ständigen Impfkommission des Robert-
Koch-Institutes empfohlenen Krankheits-
gruppen Masern, Mumps, Röteln sowie
Polio (Kinderlähmung), Tetanus, Diphthe-
rie, sowie die Infektionskrankheiten Hepa-
titis B, Hib (Hämophilus influenzae Typ b)
und Keuchhusten.

Ergebnisse:
Generell ist festzustellen, dass der Anteil
Kinder zur Schuleingangsuntersuchung
mit einer vollständigen Immunisierung ge-
gen die wichtigsten o. g. Krankheiten ten-
denziell abnahm. Das bedeutet, dass die
Impfrate für die meisten aufgeführten
Krankheiten sank. Ausnahmen sind die
Impfungen gegen Polio (Kinderlähmung)
und Hepatitis B. Bei Polio war die Impfrate
bezogen auf alle untersuchten Kindern mit
durchschnittlich 96,6 Prozent sehr hoch
und konstant. Die Impfung gegen Hepati-
tis B wird erst seit 1996 empfohlen. Seit
dem stieg hier die Impfrate kontinuierlich
an und betrug im Jahr 2003/04 bereits 86,2
Prozent bei den Schulanfängern. Bei Ma-
sern, Mumps, Röteln und Tetanus, Diph-
therie sowie Keuchhusten sank der Impf-
schutz der Einschüler seit 1996/97 konti-
nuierlich und fiel 2001/02 unter die 90-Pro-
zent-Marke. Der im Folgejahr 2002/03 zu
verzeichnende starke Rückgang der Impf-
rate dieser Erkrankungen entstand u.a.
durch die Einführung der neuen Definition
für »vollständig geimpft«. Da die Schulein-
gangsuntersuchung ab dem fünften Le-
bensjahr stattfindet, die für einen vollstän-
digen Impfschutz verlangten Impfungen
aber bis zur Vollendung des sechsten Le-
bensjahres verabreicht werden, ist anzu-
nehmen, dass ein Teil der Kinder die voll-
ständige Immunisierung erst nach der Ein-
schulungsuntersuchung erreicht. Seit
2002/03 steigt der Anteil der Kinder mit
vollständiger Immunisierung gegen diese
Krankheiten wieder an.

Bedeutung:
Mit dem Indikator wird der Impfstatus der
Kinder zum Zeitpunkt der Schuleingangs-
untersuchung beschrieben. Dabei gehört
die Immunisierung gegen die o. g. über-
tragbaren Infektionskrankheiten zu den
wichtigsten medizinischen Präventions-
maßnahmen im Bereich Kindergesundheit.

Die Impfungen dienen dabei nicht nur
dem individuellen Schutz, sondern verhin-
dern bei einem ausreichend hohen Anteil
geimpfter Kinder (mindestens 90 bis 95
Prozent), die Ausbreitung dieser schwer-
wiegenden Infektionskrankheiten. Schutz-
impfungen bei Kindern bieten einen  Ge-
sundheitsschutz für die gesamte Bevölke-
rung. Um einen hohen Impfschutz zu errei-
chen, sind Aufklärung und Motivation von
Eltern und Kindern ebenso wie die Durch-
führung der Impfungen wichtig. Beides sind
genuine Aufgaben des Kinder- und Jugend-
ärztlichen Dienstes der Kommune.

Weitere wünschenswerte Informationen:
Eine Unterscheidung der Kinder, die nach
alter oder neuer Definition geimpft wurden,
wäre wünschenswert, damit die Beurtei-
lung als vollständig oder unvollständig ge-
impft dem tatsächlichen Impfstatus ent-
spricht. Damit würden die Impfrate und
eventuelle Defizite wirklichkeitsgetreuer
abgebildet.

* Ab 2002/03 geänderte Definition: Für Masern, Mumps,
Röteln gelten zwei Impfungen als »vollständig geimpft«
(bis 2001/02 eine Impfung). Für Tetanus, Diphtherie
und Keuchhusten in Kombination gelten fünf Impfun-
gen als »vollständig geimpft«, (bis 2001/02 vier Imp-
fungen). Wird nur gegen Diphterie und Tetanus in
Kombination geimpft, gelten ab 2002/03 vier Impfun-
gen als »vollständig geimpft« (bis 2001/02 drei Imp-
fungen). Bei Polio, Hepatitis B und Hib blieben die
alten Definitionen erhalten.
Quellen: Gesundheitsamt Dresden, Kinder- und
Jugendärztlicher Dienst

Bedeutung:
Die Anzahl von Schwerbehinderten gibt
den kommunalpolitischen Akteuren eine
Grundlage, diese Personengruppe in ih-
ren Entscheidungen entsprechend zu be-
rücksichtigen. Je nach Art der Behinderung
werden bestimmte Anforderungen gestellt
an: Gesundheits- und Sozialpolitik, Versor-
gungsstrukturen, Wohnungsbau, Verkehrs-
politik, Grün- und Erholungsflächen, inte-
grative Konzepte, Bildungs- und Arbeits-
marktpolitik, Kultur- und Freizeitgestaltung.

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen, Kommunale Statistikstelle der Landes-
hauptstadt Dresden

Bei Masern, Mumps, Röteln und Tetanus,

Diphtherie sowie Keuchhusten sank die

Impfrate 2001/2002 deutlich unter die 90-

Prozent-Marke.

Ca. jeder vierte Dresdner Bürger über 65

Jahre hat einen Grad der Behinderung von

50 Prozent oder mehr.
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� 20 Haushaltsgröße

Definition:
Die Haushaltsgröße gibt Auskunft über die
Anzahl gemeldeter Personen pro Haushalt
mit Hauptwohnsitz in der Kommune am 31.
Dezember des jeweiligen Jahres. Es wird
die Anzahl verschiedener Haushaltsgrö-
ßen (Einpersonenhaushalte, Mehrperso-
nenhaushalte) ausgewiesen sowie ihr An-
teil an der Gesamtzahl aller Haushalte in
Prozent.

Ergebnisse:
Trotz insgesamt sinkender Einwohnerzah-
len stieg die Anzahl der Haushalte von
1994 bis 2003 kontinuierlich um 13 Pro-
zent von 224.000 auf 252.000. Eine we-
sentliche Ursache dafür ist die Abnahme
der durchschnittlichen Haushaltsgröße.
Diese sank im gleichen Zeitraum von 2,12
auf durchschnittlich 1,93 Personen pro
Haushalt. Weitere Ursachen sind in der
Zunahme von jungen wie alten Single-
haushalten zu suchen. Dies bestätigt auch
die  Betrachtung der Anzahl an Ein- und
Mehr-Personenhaushalten. Während die
Anzahl an Mehrpersonenhaushalten im
Zeitraum mit ca. 140.000 relativ konstant
blieb, nahm die Anzahl an Ein-Personen-
haushalte um fast ein Drittel von ca. 87.000
auf ca. 115.000 zu.

Eine Aufschlüsselung der Haushalte
nach ein, zwei und mehr Personenhaus-
halten zeigt einen Trend der Zunahme an
Ein-Personenhaushalten von 38,9 auf 44,3
Prozent sowie an Zwei-Personenhaushalte
von 29,1 auf 31,2 Prozent. Die Anteile der
Drei-Personenhaushalte sanken dagegen
von 16,9 auf 14,3 Prozent. Der Anteil der
Haushalte mit vier oder mehr Personen
verringerte sich um ca. ein Drittel, von 15,1

Soziales

auf 10,1 Prozent. Damit waren 2003 75
Prozent der Haushalte Ein- und Zwei-
Personenhaushalte und nur in 25 Prozent
der Haushalte lebten drei und mehr Per-
sonen.

Bedeutung:
Die Haushaltsgröße beschreibt den Trend
der Entwicklung in der Zusammensetzung
der Haushalte in der Kommune. Ein sin-

Die Anzahl an Ein-Personenhaushalten

nahm zwischen 1994 und 2003 um fast ein

Drittel von ca. 87.000 auf ca. 115.000 zu.

kendes Verhältnis von Mehrpersonen- zu
Einpersonenhaushalten zeigt einerseits
den Familienstrukturwandel an.  Anderer-
seits ist es auch ein Hinweis auf ein mög-

2003 waren 75 Prozent der Haushalte Ein-

und Zwei-Personenhaushalte und nur in

25 Prozent der Haushalte lebten drei und

mehr Personen.
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liches Abwandern von Familien aus der
Stadt. Der Indikator kann die Steuerein-
nahmesituation wesentlich beeinflussen
und hat besonderen Einfluss auf den kom-
munalen Wohnungsmarkt. Die Haushalts-
größe wirkt nachhaltig auf die soziale und
kommunale Infrastruktur der Stadt, wie z.
B. auf die Bildungssituation, aber auch auf
die Nachfrage von häuslichen Pflegelei-
stungen.

Weitere wünschenswerte Informatio-

nen:
Der Entwicklung der Anzahl von Haushal-
ten mit Kindern sowie von alten und jun-
gen Singlehaushalten sollte besondere
Aufmerksamkeit gewidmet werden.

Quellen: Kommunale Statistikstelle der Landes-
hauptstadt Dresden

� 21 Wohnraum (Quadrat-
meter pro Person)

Definition:
Der durchschnittlich verfügbare Wohnraum
wird in Quadratmetern pro Person ausge-
wiesen und auf die Gesamtbevölkerungs-
zahl am 31. Dezember des Jahres bezo-
gen. Die Zahl gibt damit an, wie viele Qua-
dratmeter einem Einwohner im Durch-
schnitt als Wohnraum zur Verfügung ste-
hen. Da in die Berechnung der Wohnraum-
leerstand mit einfließt, entspricht die Zahl
nicht dem durchschnittlich genutzten Wohn-
raum.

Ergebnisse:
Der einer Person im Durchschnitt zur Ver-
fügung stehende Wohnraum, einschließ-
lich leer stehender Wohnungen, aber ohne
Wohnheime, ist seit 1997 stetig gewach-
sen, von ca. 35,9 auf ca. 38,5 Quadratme-
ter pro Person im Jahr 2003. Damit hat jede
Person ca. 7,2 Prozent mehr Wohnraum
zur Verfügung als noch 1997.

Bedeutung:
Die Entwicklung des Indikators im zeitli-
chen Verlauf gibt darüber Auskunft, wie
sich die Versorgung mit und die Verfüg-
barkeit von Wohnraum für die Bevölkerung
der Kommune darstellt. Beachtet werden
muss dabei die Zu- und Abwanderung in-
nerhalb der Kommune, der Wohnungsleer-
stand sowie der Neubau, der Umbau, die
Sanierung und der Abriss von Wohnraum,
insbesondere auch im Rahmen des Stadt-
umbauprogramms Ost und anderer För-

derprogramme. Dabei ergeben sich für die-
se Einflussfaktoren auch innerhalb der
Stadt (Stadtteile) starke und zum Teil ent-
gegengesetzte Entwicklungstendenzen,
welche mit den Durchschnittswerten nicht
abgebildet werden.

Weitere wünschenswerte Informatio-

nen:
Die Größe des durchschnittlich verfügba-
ren Wohnraumes macht keine Aussagen
zu der verfügbaren oder benötigten Anzahl
an Wohnräumen. Diese hängt wiederum
von der Anzahl Personen pro Haushalt,
dem Alter und dem Familienstand ab. Da
sich die Haushaltsstruktur auch in den
nächsten Jahren tendenziell hin zu jungen
und alten Singlehaushalten sowie zu Fa-
milien mit durchschnittlich einem Kind ent-
wickeln wird, sind diese Aspekte nicht nur
für den Neubau, Umbau oder die Sanie-
rung von Wohnraum zu berücksichtigen
sondern auch für den Indikator Wohnraum.

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen

Der pro Person im Durchschnitt vorhande-

ne Wohnraum ist von ca. 35,9 qm 1997 auf

38,5 qm im Jahr 2003 gestiegen.

� 22 Arbeitslosenquote

Definition:
Die Arbeitslosenquote wird berechnet als
das Verhältnis der Zahl der gemeldeten
Arbeitslosen zu der Zahl aller abhängig Be-
schäftigten inclusive aller gemeldeten Ar-
beitslosen zum Stichtag 30. September
des Jahres. Sie wird nach Geschlecht ge-
trennt ausgewiesen. Die Langzeitarbeits-
losenquote bezieht sich auf Arbeitslose, die
länger als ein Jahr arbeitslos sind. Sie gibt
an, wie viele Langzeitarbeitslose auf 100
Arbeitslose kommen. Es gibt eine gewis-
se Dunkelziffer zu diesem Indikator. So
zählt nicht als arbeitslos, wer sich z. B. in
einer Fortbildung/Umschulung befindet
oder krank ist. Wie viele Personen als ar-
beitslos gezählt werden unterliegt somit
Definitions- und Gesetzesänderungen.

Ergebnisse:
Die Zahl arbeitslos gemeldeter Personen
stieg seit dem Jahr 1997 zunächst von ca.

Die Arbeitslosenquote sank im Gegensatz

zum steigenden Trend in Sachsen von 16,5

Prozent im Jahr 1997 auf 15,3 Prozent 2003.
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35.400 Menschen auf ca. 37.700 im Jahr
2001 an und fiel dann wieder auf gut
35.500 im Jahr 2003. Bei den Männern ist
eine Zunahme der Arbeitslosen um ca. 20
Prozent, von ca. 16.300 im Jahr 1997 auf
ca. 18.900 im Jahr 2003, festzustellen. Im
Gegensatz dazu sank die Zahl arbeitslo-
ser Frauen um ca. 13 Prozent, von ca.
18.900 im Jahr 1997 auf ca. 16.600 im Jahr
2003. Damit meldeten sich im Jahr 2000
mehr Männer als Frauen arbeitslos. Ins-
gesamt fiel seit dem Jahr 2001 die Anzahl
arbeitslos gemeldeter Personen sowohl für
Frauen als auch für Männer.

Die Arbeitslosenquote in Dresden sank
von 16,5 Prozent im Jahr 1997 auf 15,3
Prozent im Jahr 2003. Sie lag damit stets
und mit zunehmendem Abstand unter der
Quote für Sachsen. 1997 waren es 1,9
Prozent weniger Arbeitslose als im Frei-
staat. 2003 lag die Quote bereits 4,2 Pro-
zent unter der Sachsens. Während bei den
Männern die Arbeitslosenquote im Zeit-
raum von ca. 15 Prozent im Jahr 1997 auf
ca. 16 Prozent im Jahr 2003 stieg (Höchst-
stand 2001 mit ca. 17 Prozent), ist bei den
Frauen eine drastische Senkung der Ar-
beitslosenquote festzustellen. Sie fiel im
Zeitraum um ein Fünftel, von ca. 18 Pro-

zent im Jahr 1997 auf ca. 14,5 Prozent im
Jahr 2003. Seit 2001 sank die Arbeitslo-
senquote insgesamt, sowohl für Frauen als
auch für Männer.

Bemerkenswert ist bei den Frauen eine

deutliche Senkung der Arbeitslosigkeit von

ca. 18 Prozent 1997 auf 14,5 Prozent 2003.

Der Anteil Langzeitarbeitsloser an allen
arbeitslos gemeldeten Personen stieg von
33,7 Prozent auf 41,9 Prozent im Jahr
2003. Das entspricht einer Zunahme um
fast ein Viertel. Damit war im Jahr 2003
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jeder vierte Arbeitslose langzeitarbeitslos.

Bedeutung:
Mit der Arbeitslosenquote werden die Pro-
bleme auf dem kommunalen Arbeitsmarkt
im Hinblick auf fehlende Arbeitsplätze an-
gesprochen. Einflussgrößen sind einer-
seits strukturbedingte regionale Besonder-
heiten der Kommune, andererseits die Si-
tuation am Arbeitsmarkt insgesamt. Ar-
beitslosigkeit hat für die Bürger und die

Im Jahr 2003 war jeder vierte Arbeitslose

langzeitarbeitslos.

Kommune weitreichende Folgen, so z. B.
einen Rückgang der Kaufkraft und die da-
mit verbundene Gefährdung der kommu-
nalen Gewerbe, einen Rückgang der Be-
völkerung und Wohnungsleerstand in Fol-
ge vermehrter Abwanderung, besonders
junger Menschen. Es kann aber auch ei-
nen Rückgang an Steuereinnahmen be-
deuten. Andererseits kommt es zu einer
Zunahme der institutionellen und kommu-
nalen Aufgaben (z. B. steigende
Sozialhilfeausgaben) in Folge der wirt-
schaftlichen, sozialen und gesundheitli-
chen Probleme der Bürger.

Quellen: absolute Zahlen Arbeitslose insgesamt –
Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen,
Gebietsstand 1.1.2004; Arbeitslosenquote: Stichtag
30.09., Regionaldirektion Sachsen der Bundesagen-
tur für Arbeit; Langzeitarbeitslosenquote: 31.12.,
Kommunale Statistikstelle der Landeshauptstadt
Dresden

� 23 Sozialhilfequote und
Sozialhilfedichte

Definition:
Die Sozialhilfequote ist der Anteil von Men-
schen mit laufender Hilfe zum Lebensun-
terhalt, außerhalb von Einrichtungen (au-
ßerhalb von Heimen) und mit Wohnsitz in
Dresden an der Gesamtbevölkerung am
31. Dezember des Jahres in Prozent. Die
Sozialhilfedichte bezeichnet die Anzahl So-
zialhilfeempfänger pro 1.000 Einwohner
am 31. Dezember des Jahres. Der Unter-
schied der Indikatoren liegt somit lediglich

Sozialhilfequote bezüglich der Geschlech-
ter nicht nennenswert unterschiedlich.
Deutlich aber zeichnet sich ab, daß im
Zeitverlauf von 1997 bis 2003 die Zahlen
für männliche Sozialhilfeempfänger stär-
ker gestiegen sind als für weibliche und
zwar in allen Altersgruppen außer den un-
ter 15-Jährigen.

tersgruppen 0 bis < 15 Jahre, 15 bis < 25
Jahre, 25 bis < 50 Jahre, 50 bis < 65 Jah-
re sowie 65 Jahre und älter gegliedert.
Auch bei diesem Indikator ist auf Grund
der Beantragungsmodalitäten und den
damit verbundenen Umständen und Aus-
wirkungen auf die Personen mit einer Dun-
kelziffer zu rechnen. Seit dem 1. Januar
2003 können Menschen im Rentenalter
eine Grundsicherung beziehen. Das ist
beim Vergleich mit den Daten der Vorjah-
re zu beachten.

Ergebnisse:
Die Anzahl an Sozialhilfeempfängern stieg
im Zeitraum um mehr als das Doppelte,
von ca. 7.000 im Jahr 1997 auf ca. 16.000
im Jahr 2003. Bei den Männern stieg die
Anzahl Sozialhilfebedürftiger um das 2,5-
fache auf ca. 7.000 im Jahr 2003. Bei den
Frauen betrug der Anstieg das 2,1-fache.
Im Jahr 2003 waren hier ca. 8.600 Frauen
Sozialhilfeempfängerinnen.

Die Sozialhilfequote verdoppelte sich im
Zeitraum und stieg von 1,43 Prozent im
Jahr 1997 auf 3,27 Prozent im Jahr 2003.
Seit 1999 lag die Sozialhilfequote über
dem Durchschnitt Sachsens. Frauen wa-
ren insgesamt etwas häufiger von Sozial-
hilfe betroffen als Männer.

Vom Anstieg der Sozialhilfequote wa-
ren einige Altersgruppen besonders betrof-
fen. Insgesamt nahm der Anteil von Sozi-
alhilfeempfängern mit dem Alter ab. Die
höchste Quote lag bei der Altersgruppe der
unter 15-Jährigen vor. Ihr Anteil verdrei-
fachte sich im Zeitraum von ca. drei Pro-
zent im Jahr 1997 auf ca. neun Prozent
derselben Altersgruppe im Jahr 2003. So-
mit waren im Jahr 2003 ca. 9,3 Prozent
aller Kinder unter 15 Jahren auf Sozialhil-
fe angewiesen. Für die Altersgruppe der
15- bis 25-Jährigen stieg die Sozialhilfe-
quote von ca. zwei Prozent auf ca. 4,5 Pro-
zent. In der Altersgruppe der 25- bis 50-
Jährigen wuchs die Sozialhilfequote von
ca. 1,5  Prozent 1997 auf  ca. 3,5 Prozent
im Jahr 2003. Bei den 50- bis 65-Jährigen
stieg die Sozialhilfequote im Zeitraum auf
1,5 Prozent und bei den über 65-Jährigen
auf ca. 0,5 Prozent.

Bei Betrachtung der Sozialhilfequote
nach Geschlecht und Alter gibt es bei den
unter 15-Jährigen nur geringe Unterschie-
de zwischen Mädchen und Jungen. Die
Quote lag für beide Geschlechter bei ca.
neun Prozent im Jahr 2003. Bei den 15-
bis 25-Jährigen hingegen sind weibliche
Jugendliche 2003 fast doppelt so oft be-
troffen (ca. sechs Prozent) wie männliche
Jugendliche (ca. 3,5 Prozent). Auch in der
Altersklasse 25 bis 50 Jahre liegt die
Sozialhilfequote im Jahr 2003 für Frauen
mit ca. 4,1 Prozent ein Drittel höher als für
Männer mit ca. 2,85 Prozent. In den höhe-
ren Altersklassen sind im Jahr 2003 die

Die Sozialhilfequote hat sich im Zeitraum

von 1997 bis 2003 verdoppelt.

im Bezug auf jeweils 100 bzw. 1.000 Ein-
wohner. Im Folgenden wird deshalb nur die
Sozialhilfequote angegeben. Die Sozialhil-
fedichte ergibt sich aus der Sozialhilfe-
quote multipliziert mit zehn. Die Sozialhil-
fequote wird nach Geschlecht und den Al-

Im Jahr 2003 war jedes elfte Kind auf

Sozialhilfe angewiesen.

Insgesamt ist die Sozialhilfequote bei

Frauen höher als bei Männern, besonders

in den Altersgruppen 15 bis unter 25 und

25 bis unter 50 Jahre.

Insgesamt gesehen gibt es einen anhal-
tenden Trend steigender Zahlen an Sozi-
alhilfeempfängern und steigender Sozial-
hilfequote über alle Altersgruppen und
Geschlechter hinweg. Besonders auffällig
ist hier die Entwicklung bei Kindern unter
15 Jahren. Im Jahr 2003 war jedes elfte
Kind auf Sozialhilfe angewiesen.

Bedeutung:
Mit den beiden Indikatoren wird die Ent-
wicklung von Verarmungstrends in der
Kommune beschrieben und auf die davon
betroffenen Gruppen aufmerksam ge-
macht. Die Sozialhilfebedürftigkeit ist nicht
nur, aber auch mit der Entwicklung der Ar-
beitslosigkeit in der Kommune verknüpft,
deren Folgen bereits in Indikator 22 be-
schrieben wurden. Die Sozialhilfebedürf-
tigkeit zeigt die Entwicklung der Kinder-
und der Altersarmut. Zudem belasten die
gesetzlich vorgeschriebenen Sozialhilfe-
leistungen den kommunalen Haushalt.
Steigende Zahlen an Sozialhilfeempfän-
gern schränken damit den kommunalen
Gestaltungsspielraum zusätzlich ein.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen (Gebietsstand 1.1.2004)
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� 24 Wohngeldempfänger
(Haushalte)

Definition:
Wohngeld wird Mietern und Eigentümern
gezahlt, wenn die Höhe ihrer Miete oder
Belastung für angemessen großen Wohn-
raum die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
ihres Haushalts überfordert. Der Indikator
Wohngeldempfänger zeigt den Anteil von
Wohngeldempfängerhaushalten an der
Gesamtzahl aller Haushalte in Prozent. Mit
einer Dunkelziffer an Anspruchsberechtig-
ten ist, auf Grund von Beantragungsmo-
dalitäten, hier ebenfalls zu rechnen. Der
Indikator wird im Rahmen des Mikrozensus
erfasst.

Ergebnisse:
Der Anteil der Wohngeldempfängerhaus-
halte an allen Haushalten stieg von ca. 9,5
Prozent im Jahr 1997 auf mehr als zwölf
Prozent im Jahr 2003. Damit empfingen
2002 etwa ein Viertel mehr Haushalte
Wohngeld als noch im Jahr 1997.

Dieser Trend der Zunahme des Anteils
von Wohngeldempfängerhaushalten zeich-
net sich besonders stark zwischen 1998
und 2001 ab.

Bedeutung:
Der Indikator Wohngeldempfängerhaus-
halte beschreibt einen Personenkreis in
benachteiligter wirtschaftlich-sozialer
Lage. Einerseits ist er Ausdruck für die
Belastung der Haushalte durch die Miet-
preisentwicklung. Andererseits hat er ei-
nen starken Bezug zu den Indikatoren 22
– »Arbeitslosenquote« und 23 – »Sozial-
hilfequote«. Die Einflussfaktoren auf die
Anzahl an Wohngeldempfängerhaushalten
ist dabei vielschichtig. Zu nennen sind ins-
besondere das Einkommen der Haushal-
te, die Haushaltsgröße, die Wohnraum-
größe und die Kinderzahl. Gesetzliche
Regelungen können dabei den zum An-
spruch auf Wohngeld berechtigten Perso-
nenkreis erhöhen wie verringern.

Quelle: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen, bezogen auf die Anzahl der Haushalte von
April des jeweiligen Jahres (Ergebnisse Mikrozen-
sus), Gebietsstand des jeweiligen Folgejahres

Im Jahr 2002 empfingen etwa ein Viertel

mehr Haushalte Wohngeld als 1997. � 25 Durchschnittliches
Einkommen

Definition:
Die Einkommenssituation in der Kommu-
ne läßt sich durch verschiedene Indikato-
ren beschreiben. Das durchschnittliche
jährliche Einkommen in Euro pro Steuer-
pflichtigen ist die Summe aller Einkommen
geteilt durch die Anzahl aller Steuerpflich-
tigen. Dieser Indikator wird nur aller drei
Jahre erfasst. Er macht eine Angabe zum
Einkommen des aktiv am Erwerbsleben
beteiligten Anteils der Bevölkerung. Das
monatliche Nettoeinkommen der Bevölke-
rung in Euro wird im Rahmen des Mikro-
zensus erhoben. Es ist der Durchschnitt
der Summe aller Nettoeinkünfte, wie Ar-
beitseinkommen und Renten, pro Kopf der
Bevölkerung und macht eine Aussage dar-
über, wieviel Geld ein Bürger durchschnitt-
lich pro Monat zur Verfügung hat (Kauf-
kraft).

Ergebnisse:
Das jährliche Einkommen in Euro pro Steu-
erpflichtigen stieg von 1995 bis 2002 von
durchschnittlich 26.973 Euro auf 29.448
Euro. Das entspricht einem Monatsdurch-
schnitt pro Steuerpflichtigen von ca. 2.247
Euro Bruttoeinkommen im Jahr 1995 bzw.
2.454 Euro Bruttoeinkommen im Jahr
2002. Damit beträgt das Wachstum im
Zeitraum 9,2 Prozent bzw. entspricht ei-
ner jährlichen Wachstumsrate von 1,31
Prozent.

Das jährliche Nettoeinkommen der Be-
völkerung stieg im Zeitraum um insgesamt
14,1 Prozent von durchschnittlich 10.668
Euro im Jahr 1996 auf 12.168 Euro im Jahr
2003. Das entspricht einem Monatsdurch-
schnitt pro Bürger von 889 Euro im Jahr
1996 bzw. 1.014 Euro im Jahr 2003. Da-
mit hatte jeder Bürger jeweils 2,0 Prozent
Nettoeinkommen mehr zur Verfügung als
noch im Vorjahr (jährliche Steigerungsrate).

Bedeutung:
Die beiden Indikatoren beschreiben die
aktuelle Situation und im zeitlichen Verlauf
den Trend der Einkommensentwicklung
der Bürger. Alle Durchschnittswerte der
Einkommen eignen sich auch für den Ver-
gleich von Kommunen untereinander. Sie
sind damit wichtige Hinweise auf den Le-
bensstandard und die Kaufkraft sowie in-
direkt auf die Steuereinnahmen in der
Kommune. Das durchschnittliche jährliche
Einkommen pro Steuerpflichtigen be-
schreibt dabei die Einkommenssituation,
Kaufkraft und den Lebensstandard allein
des wirtschaftlich aktiven Teils der Bevöl-
kerung. Das monatliche Nettoeinkommen
der Bevölkerung legt den Fokus auf das
Einkommen pro Bürger.

Die Einflussfaktoren auf die Änderung
der Einkommen sind sehr vielfältig. So be-
stimmen wesentlich die Situation am Ar-
beitsmarkt die Tarifverträge, die Erwerbs-
tätigenstruktur, die allgemeine Wirtschafts-
kraft und die Wirtschaftsstrukturen sowie
der Anteil Arbeitnehmer an der arbeitsfä-
higen Bevölkerung die Entwicklung der
Einkommen. Die Auswirkungen sind genau
so vielschichtig. Sie betreffen einerseits die
finanziellen und materiellen Möglichkeiten
wie Kaufkraft, Konsum und Sparen. Ande-
rerseits sind ebenfalls materielle und auch
ideelle Auswirkungen, z. B. auf die Lebens-
qualität, das Wohlbefinden und die Ge-
sundheit sowie auf die Integrationsmög-
lichkeiten in die Gesellschaft zu erwarten.

Das durchschnittliche jährliche Bruttoein-

kommen in Euro pro Steuerpflichtigen

wuchs von 1995 bis 2002 um insgesamt

9,2 Prozent.

Das durchschnittliche monatliche Netto-

einkommen der Bevölkerung stieg von 902

Euro 1997 auf 1.012 Euro im Jahr 2002.
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Weitere wünschenswerte Informatio-

nen:
Für eine weitere objektive Betrachtung der
Einkommen wäre der Bezug zu den Aus-
gaben, z. B. zu den allgemeinen Lebens-
haltungskosten (Lebenshaltungsindex)
wünschenswert.

Quellen: Nettoeinkommen: Statistisches Landesamt
des Freistaates Sachsen (Mikrozensus – ohne
selbstständige Landwirte); Einkommen pro Steuer-
pflichtigen: Hamburger Sozialatlas 1997

� 26 Verteilung der
Einkommen

Definition:
Der Indikator beschreibt die Struktur des
Einkommens der Haushalte in der Kom-
mune und wird jährlich über den Mikro-
zensus erhoben. Das monatliche Haus-
haltsnettoeinkommen ist die Summe aller
Nettoeinkünfte pro Haushalt bezogen auf
alle Haushalte. Nicht einbezogen werden
Haushalte, in denen mindestens ein Haus-
haltsmitglied in seiner Haupttätigkeit selb-
ständiger Landwirt ist. Die Verteilung des
Einkommens ergibt sich aus den definier-
ten 8 Einkommensklassen: unter 500 Euro,
500 bis unter 900, 900 bis unter 1.300,
1.300 bis unter 1.500, 1.500 bis unter
2.000, 2.000 bis unter 2.600, 2.600 bis un-
ter 3.200 sowie 3.200 Euro und mehr.

Ergebnisse:
Das monatliche Haushaltsnettoeinkom-
men stieg von durchschnittlich 1.477 Euro
im Jahr 1998 auf durchschnittlich 1.499
Euro im Jahr 2003. Damit wuchs das Ein-
kommen privater Haushalte in der Stadt
Dresden in fünf Jahren um 1,5 Prozent.

Die Aufschlüsselung des monatlichen
Haushaltsnettoeinkommens nach den o. g.
Einkommensklassen zeigt deutlich eine
Polarisation. Sowohl der Anteil der unter-
sten sowie der obersten Einkommensklas-

Sowohl der Anteil der untersten sowie der

obersten Einkommensklasse nahm im

besprochenen Zeitraum zu, während die

mittleren Einkommensklassen sanken

oder stagnierten.
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se nahm im besprochenen Zeitraum zu,
während die mittleren Einkommensklassen
sanken oder stagnierten. So stieg der An-
teil der untersten Einkommensklasse (un-
ter 500 Euro) von 1998 bis 2003 von 4,1
auf 7,3 Prozent. Im gleichen Zeitraum ver-
doppelte sich der Anteil der obersten Ein-
kommensklasse mit 3.200 Euro und mehr
monatlichem Nettoeinkommen von 4,8 auf
9,0 Prozent. Kein Zuwachs konnte dage-
gen in den mittleren Einkommensklassen
zwischen 900 und 2.600 Euro beobachtet
werden. Hier fiel der Anteil von Haushal-
ten mit 900 bis 1.300 Euro pro Monat von
22,5 auf 19,4 Prozent sowie der Anteil von
Haushalten mit 1.500 bis 2.000 Euro pro
Monat von 20,1 auf 17,6 Prozent.

Die Bewertung der Einkommensklassen
nach »armen« und »reichen« Haushalten
sowie »mittleren Einkommen« macht die
Polaristion der Einkommen noch deutli-
cher. Als »arm« gelten dabei Haushalte mit
weniger als der Hälfte (50 Prozent) des
durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkom-
mens. Als »reich«‚ hingegen gelten Haus-
halte die mehr als das Doppelte (200 Pro-
zent) des durchschnittlichen Haushalts-
nettoeinkommens zur Verfügung haben.
Haushalte die mit ihrem Haushaltsnetto-
einkommen dazwischen liegen gelten als
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»mittlere Einkommen« oder als Durch-
schnitt.

Die Entwicklung des Anteils der als
»arm« definierten Haushalte fiel zunächst
von 19,9 Prozent im Jahr 1998 auf 18,7
Prozent im Jahr 2001. Seitdem stieg der
Anteil der »armen« Haushalte auf 21,9
Prozent an. Somit hatte etwa 2003 jeder
fünfte Haushalt weniger als die Hälfte des
Durchschnittseinkommens aller Dresdner
Haushalte zur Verfügung. Der Anteil der
als »reich« zu bezeichnenden Haushalte
der Stadt Dresden stieg von ca. 12,3 Pro-
zent auf ca.17,3 Prozent. Damit verfügte
ein Sechstel aller Haushalte über mehr als
das doppelte durchschnittliche Nettoein-
kommen. Der Anteil Haushalte mit »mitt-
lerem Einkommen« sank dagegen konti-
nuierlich von ca. 67,7 Prozent im Jahr 1998
auf ca. 60,9 Prozent im Jahr 2003. Von
diesen knapp sieben Prozent gelangten
zwei Prozent in die untere Einkommens-
lage und fünf Prozent  stiegen in die obere
Einkommenslage auf.

Bedeutung:
Die Verteilung der Einkommen bezüglich
der Haushalte nach monatlichem Haus-
haltsnettoeinkommen ist ein Indikator so-
wohl für den Trend der Einkommensstruk-
tursituation und -entwicklung in der Kom-
mune als auch für Steuereinnahmen und
Kaufkraft. Insgesamt hat dieser Indikator
eine starke Bindung zur allgemeinen wirt-
schaftlichen und Arbeitsmarktsituation. Die
Verteilung der Einkommen auf die unter-
schiedlichen Gruppen zeigt die Ausdiffe-
renzierung der Einkommensstruktur der
Haushalte. Eine gleichzeitige Zunahme der
untersten und obersten Einkommen führt
zu einer Polarisation von armen und rei-
chen Haushalten. Für die Kommune be-
deutet dies nicht nur weniger oder mehr
Steuereinnahmen und Kaufkraft sondern
im ungünstigen Fall auch das Entstehen
sozialer Probleme.

Weitere wünschenswerte Informationen:
Zukünftig wäre eine Aussage zu dem An-
teil der Steuerpflichtigen an den einzelnen
Einkommensklassen wünschenswert
ebenso wie Angaben zu den Anteilen von
Lohnersatzleistungen, Arbeitslosengeld II-
Bezügen und Renten. Die Betrachtung von
Haushaltsgröße und Kinderzahl pro Haus-
halt sowie die Einkommensentwicklung
erscheint wesentlich.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen, (Mikrozensus – ohne Haushalte selbständi-
ger Landwirte); arm/reich berechnet über den Median

� 27 Jugenddelinquenz

Definition:
Der Indikator beschreibt das Ausmaß des
abweichenden, bzw. kriminellen Verhal-
tens von Jugendlichen in der Kommune.
Dabei wird zwischen Tatverdächtigen und
Verurteilten unterschieden. Als Tatverdäch-
tige gelten Jugendliche/junge Heranwach-
sende, die nach polizeilicher Ermittlung auf
Grund zureichender Anhaltspunkte ver-
dächtigt werden können, eine Straftat be-
gangen zu haben. Dazu zählen Mittäter,
Anstifter und Gehilfen. Als Verurteilter (wo
Strafmündigkeit Voraussetzung ist) gilt je-
der, gegen den nach geltendem Strafrecht
eine Strafe verhängt oder dessen Straftat
mit Jugendstrafe, Zuchtmitteln oder Er-
ziehungsmaßnahmen geahndet wurde. Es
gibt außerdem die Möglichkeit, das Ver-
fahren gegen Jugendliche/junge Heran-
wachsende, die zum Zeitpunkt der Tat-
begehung zwischen 14 bis unter 21 Jahre
alt sind, ohne Hauptverhandlung einzustel-
len (Diversionen). Der Jugendliche erhält
dann Weisungen und Auflagen, die er er-
füllen muß (Diversionsmaßnahmen). Als
Delikte werden hier alle Straftaten bezeich-
net, die eine gerichtliche, bzw. staatsan-
waltschaftliche Entscheidung nach sich zo-
gen. Die Anzahl der Delikte ist nicht gleich
der Anzahl der Verurteilten, da eine Per-
son auch mehrere Delikte pro Jahr bege-
hen kann. Verfahren beim Dresdner Inter-
ventions- und Präventionsprojekt (ca.
1.000 Verfahren jährlich) werden nicht un-
ter die Zahl der Delikte summiert.

Ergebnisse:
Nach polizeilicher Kriminalstatistik stieg die
Anzahl aller jungen Tatverdächtigen unter
21 Jahren zwischen 2001 und 2003 von
4.745 auf 5.143 an. Die meisten Tatver-
dächtigen gab es in der Gruppe der 14-
bis unter 18-Jährigen. Sie stellten im Zeit-
raum kontinuierlich ca. 45 Prozent aller
jungen Tatverdächtigen unter 21 Jahren.
Dagegen stieg der Anteil der Tatverdächti-
gen aus der Gruppe der 18- bis unter 21-
Jährigen von ca. 31 Prozent im Jahr 2001
auf ca. 38 Prozent im Jahr 2003. Das be-
deutet eine Zunahme der Delinquenz in
dieser Gruppe von fast 33 Prozent. Die An-
zahl tatverdächtiger Kinder bis 13 Jahre
sank im Zeitraum um ca. 20 Prozent, bzw.
ein Fünftel, von knapp 24 auf 17 Prozent.
In der Gruppe der Kinder und Jugendlichen
waren fast ein Drittel der Tatverdächtigen
Mädchen. In der Gruppe der Heranwach-
senden Tatverdächtigen waren nur noch
ein gutes Fünftel weiblich.

Die Anzahl aller jungen Tatverdächtigen

unter 21 Jahren stieg zwischen 2001 und

2003 von 4745 auf 5143 an. Die meisten

Tatverdächtigen gab es in der Gruppe der

14- bis unter 18-Jährigen.

Als Jugendliche gelten dabei 14- bis
unter 18-Jährige. Ihre Aburteilung erfolgt
nach Jugendstrafrecht. Als Heranwach-
sende gelten 18- bis unter 21-Jährige. Sie
können nach allgemeinem oder Jugend-
strafrecht abgeurteilt werden. Bis unter 14-
Jährige gelten als Kinder. Sie können, da
sie noch nicht strafmündig sind, nicht ver-
urteilt werden. Der Indikator wird in abso-
luten Zahlen, Prozenten und je 10.000 Ein-
wohner der gleichen Altersgruppe und des
gleichen Geschlechts ausgewiesen. Be-
rechnungsgrundlage ist die Bevölkerung
am 31. Dezember des jeweiligen Jahres.
Im Mittelpunkt stehen die Straftaten we-
gen Rohheitsdelikten und Straftaten gegen
die persönliche Freiheit sowie Verstöße ge-
gen das Betäubungsmittelgesetz.

Die Anzahl tatverdächtiger Kinder bis 13

Jahre sank von 2001 bis 2003 um ca. 20

Prozent, bzw. ein Fünftel, von knapp 24 auf

ca. 17 Prozent von allen jungen Tatverdäch-

tigen.

Von 1997 bis 2003 wuchs die Zahl der Ver-

urteilungen von 14- bis unter 21-Jährigen

wegen Verstößen gegen das Betäubungs-

mittelgesetz um das 8,5-fache von zwei auf

17 pro 10.000 Einwohner des gleichen

Alters.

Bei der Zahl der Verurteilten* pro 10.000
Einwohner der gleichen Personengruppe
fällt eine deutliche Steigerung der Verur-
teilungen von 14- bis unter 21-Jährigen
wegen Verstößen gegen das Betäubungs-
mittelgesetz auf. Hier wuchsen die Zahlen
pro 10.000 Einwohner der gleichen Per-
sonengruppe um das 8,5-fache von zwei
auf 17 pro 10.000 Einwohner des gleichen
Alters. Die Zahl der Verurteilungen wegen
Rohheitsdelikten und Straftaten gegen die
persönliche Freiheit stieg für die 14- bis
unter 21-Jährigen von 1997 bis 2003 von
35 auf 47 pro 10.000 Einwohner. Insbe-
sondere die Zahl der 18- bis unter 21-jäh-
rigen Verurteilten nahm dabei zu, von 38
auf 61 pro 10.000 Einwohner des gleichen
Alters. Im Vergleich der Geschlechter wird

Männer wurden im Jahr 2003 gut zwölfmal

mehr wegen Rohheitsdelikten und Strafta-

ten gegen die persönliche Freiheit und gut

siebenmal häufiger wegen Verstößen gegen

das Betäubungsmittelgesetz bestraft als

Frauen.

Im Jahr 2003 hatte jeder fünfte Haushalt

weniger als die Hälfte des Durchschnitts-

einkommens aller Dresdner Haushalte zur

Verfügung.
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deutlich, daß Männer gut zwölfmal mehr
wegen Rohheitsdelikten und Straftaten ge-
gen die persönliche Freiheit und gut sie-
benmal häufiger wegen Verstößen gegen
das Betäubungsmittelgesetz bestraft wur-
den als Frauen.

Die Anzahl der von der Polizei ermittel-
ten Straftaten (Delikte) bei jungen Men-
schen unter 21 Jahren weist seit 2000 für
die Stadt Dresden eine leicht steigende
Tendenz auf. Hier wurde im Jahr 2003 ins-
gesamt wegen ca. 5.650 Straftaten ermit-
telt.

Die Zahl der Verurteilungen* 18- bis unter

21-Jähriger wegen Rohheitsdelikten und

Straftaten gegen die persönliche Freiheit

stieg von 1997 bis 2003 um ein Drittel von

38 auf 61 pro 10.000 Einwohner des glei-

chen Alters.

Im Jahr 2003 betrafen fast die Hälfte aller

Straftaten von unter 21-Jährigen Verstöße

gegen das Betäubungsmittelgesetz. Sie

nahmen gegenüber dem Jahr 2000 um fast

40 Prozent zu.

Verstöße gegen das Betäubungsmittel-
gesetz (Handel, Anbau, Herstellung, Ab-
gabe, Erwerb und unerlaubter Besitz von
Betäubungsmitteln) nehmen den größten
Anteil an allen Straftaten ein. Mit ca. 2.570
Delikten im Jahr 2003 sind das fast die
Hälfte, bzw. ca. 45,5 Prozent aller Strafta-
ten. Auch gibt es hier gegenüber dem Jahr
2000 eine Zunahme der Delikte um fast
40 Prozent.

Die zweitgrößte Gruppe sind im Jahr
2003 mit fast 1.000 Delikten Straftaten
wegen der so genannten Beförderungs-
erschleichung bei der Benutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel. Hier stieg die Zahl der
Delikte gegenüber dem Jahr 2000 um
mehr als das Vierfache. Veränderungen
der Kriminalstatistik hinsichtlich des Ver-
stoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz
und der Beförderungserschleichung hän-
gen u. a. auch vom Grad der Sozialkon-
trolle, vom Verfolgungsdruck der Ermitt-
lungsbehörden ab.

Straftaten wegen einfachem Diebstahl
nahmen den dritten Rang ein. Sie stiegen
im Zeitraum um ca. 20 Prozent auf ca. 650
Delikte im Jahr 2003. Hingegen hat sich
die Anzahl schwerer Diebstähle im Zeit-
raum um mehr als zwei Drittel, bzw. ca. 72
Prozent verringert. Sie betrugen im Jahr
2003 nur noch 150 Delikte. Sonstige Ei-
gentumsdelikte wie Betrug und Hehlerei
vermehrten sich im Zeitraum um durch-
schnittlich ein Drittel, bzw. 33 Prozent. Im
Jahr 2002 wurde hier in ca. 330 Fällen er-
mittelt.

In allen anderen Arten von Straftaten
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sanken die Fallzahlen im Zeitraum von
2001 bis 2002. Straftaten wegen Sachbe-
schädigung haben sich im Zeitraum um
fast die Hälfte verringert. Bei Straftaten
wegen Körperverletzung, Raub, Erpres-
sung und Hausfriedensbruch sank die
Quote im Zeitraum um ca. zehn Prozent.
Straftaten wegen Verstoßes gegen die
Straßenverkehrsordnung (StVO), inklusi-
ve Trunkenheit am Steuer und Fahren
ohne Führerschein verringerten sich um
fast ca. die Hälfte.

Bedeutung:
Der Indikator Jugenddelinquenz beschreibt
das Ausmaß des abweichenden bzw. kri-
minellen Verhaltens von Jugendlichen in
der Kommune. Armut, soziale Benachtei-
ligung und soziale Ausgrenzung von Ju-
gendlichen kann kriminelles Verhalten be-
günstigen. Daraus ergeben sich spezifi-
sche Anforderungen an die jugendpoliti-
schen und sozialpädagogischen Aufgaben
und Maßnahmen in der Kommune, z. B.

für die Bereiche Jugendhilfe, Jugendge-
richtshilfe, Freizeitgestaltung, Schulpolitik,
Ausbildungs- und Arbeitsmarktpolitik,
Familienpolitik, Präventionsmaßnahmen
sowie Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärung.
Das Dresdner Interventions- und Präven-
tionsprojekt ist eine dieser Maßnahmen.
In ihm werden jährlich ca. 1.000 Maßnah-
men mit Jugendlichen und Heranwachsen-
den durchgeführt, z. B. in Form von Ablei-
stung von Arbeitsstunden, der Schadens-
wiedergutmachung, dem Täter-Opfer-Aus-
gleich sowie in Form von sozialen Trai-
ningskursen, welche hier nicht berücksich-
tigt sind.

* Die Zahl der Verurteilten bezieht sich auf den Land-
gerichtsbezirk Dresden, der mehr Gemeinden um-
fasst als die Stadt Dresden selbst.
Quellen: Polizeiliche Kriminalstatistik (Tatverdächtige
am Wohnort), Statistisches Landesamt des Freistaa-
tes Sachsen (Verurteilte), Jugendgerichtshilfe im
Jugendamt der Landeshauptstadt Dresden (Anzahl
und Art der Delikte am Wohnort)
Literatur für Definitionen: Deliktaufstellung der Ju-
gendgerichtshilfe Dresden (13.07.04), Satistisches
Jahrbuch Sachsen 2003 S. 169 f.
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Bildung

Die Zahl der Schüler sank im Zeitraum von

1997 bis 2003 um ein Drittel von ca. 63.000

auf ca. 42.000.

Der prozentuale Anteil von Mädchen sank

in den Gymnasien und Freien Schulen und

stieg in Mittelschulen und Förderschulen.

� 28 Schülerinnen und Schüler
nach Schularten

Definition:
Der Indikator beschreibt den Anteil Schü-
lerinnen und Schüler in allgemeinbilden-
den Schulen und Förderschulen nach
Schularten, insbesondere den Anteil Schü-
lerinnen und Schüler in der 7. Klasse nach
Schularten an der Gesamtzahl aller Schü-
ler. Die Daten werden auch geschlechts-
spezifisch ausgewiesen. Schularten sind
die Vorbereitungsklassen nach § 5 (»Vor-
schule«), Grundschulen, Mittelschulen,
Gymnasien, Förderschulen, Freie Waldorf-
schulen und Schulen des zweiten Bil-
dungsweges. In der Klassenstufe 7 sind
die Schularten: Mittelschulen, Gymnasien,
Förderschulen und Freie Waldorfschulen.

Ergebnisse:
Im Zeitraum sank die Anzahl Schüler ins-
gesamt von ca. 63.000 im Jahr 1997 auf
ca. 42.000 im Jahr 2003. Das entspricht
einem Rückgang um insgesamt ein Drit-
tel, bzw. einem jährlichen Rückgang der
Schülerzahlen um ca. 5,55 Prozent.

Der Anteil Schülerinnen und Schüler, die
in der Klassenstufe 7 eine Mittelschule
besuchten, sank von ca. 57 Prozent im
Jahr 1998 auf ca. 53 Prozent im Jahr 2003.
Im Gegensatz dazu stieg der Anteil der
Kinder, die in der 7. Klasse auf das Gym-
nasien gingen, von ca. 37 Prozent auf ca.
40 Prozent. Gleichzeitig nahm auch in den
Freien Waldorfschulen der Anteil von Kin-
dern, die die 7. Klasse absolvierten, von
ca. 0,5 Prozent auf ca. 0,8 Prozent zu.
Ebenso stieg, insbesondere seit 2000, der
Anteil von 7-Klässlern in Förderschulen
von ca. fünf Prozent auf ca. 6,5 Prozent.
Damit fand bei den Schülerinnen und
Schülern der 7. Klasse eine Verschiebung
von den Mittelschulen hin zu den Gymna-
sien, Freien Schulen, aber auch Förder-
schulen statt.

Insgesamt liegt der Anteil Schülerinnen
(Mädchenquote) an allen Schülern und
Schulformen bei durchschnittlich ca. 49
Prozent. Der Anteil Jungen beträgt somit
durchschnittlich 51 Prozent. Beide Werte
sind konstant. Den höchsten Mädchenan-
teil gab es an Gymnasien. Allerdings sank
ihr Anteil kontinuierlich von ca. 55 Prozent
im Jahr 1997 auf ca. 53 Prozent im Jahr
2003. Ebenso verringerte sich auch der
Anteil Schülerinnen an Freien Schulen von
53 Prozent auf 49 Prozent. Bei diesen
Schulformen ist also der Anteil Jungen grö-
ßer geworden. Im Gegenzug stiegen die
Anteile der Mädchen an den Mittelschu-
len von ca. 46,5 Prozent auf ca. 47,5 Pro-
zent. Sie nehmen damit den dritten Rang
ein. Den geringsten Mädchenanteil gab es
an Förderschulen. Aber auch hier stieg ihr
Anteil im Zeitraum von ca. 35 Prozent auf
ca. 37 Prozent. Insgesamt zeigt sich eine
Verschiebung der Mädchenanteile von den

Gymnasien und Freien Schulen hin zu den
Mittelschulen und Förderschulen. Für die
Jungen gilt der entgegengesetzte Trend.

Bedeutung:
Der Indikator Schüler nach Schularten be-
schreibt die Bildungssituation junger Men-
schen in der Kommune. Im zeitlichen Trend
können Aussagen über die Entwicklung
von Selektionsprozessen im Schulwesen
getroffen werden. Mögliche zukünftige Pro-
bleme junger Menschen mit Hinblick auf
die Anforderungen des Arbeitsmarktes
sowie der beruflichen Ausbildung können
hier schon frühzeitig abgebildet werden.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen

Differenziert nach Schularten sank der
Anteil von Schülern vor allem in den Grund-
schulen bis zum Jahr 2002 in Folge ge-
burtenschwacher Jahrgänge um ein Drit-
tel. Seit dem steigt der Anteil Grundschü-
ler wieder leicht an. In Mittelschulen und
Gymnasien war dagegen auf Grund gebur-
tenstarker Jahrgänge bis 2001 ein Anstieg
der Schülerzahlen zu beobachten. Erhöht
hat sich im Zeitraum ebenfalls der Anteil
Schüler in Vorbereitungsklassen nach § 5,
Förderschulen, Freien Waldorfschulen und
in Schulen des zweiten Bildungsweges.

Der Anteil Kinder, die in der 7. Klasse  eine

Mittelschule besuchten, sank von 1998 bis

2003 von ca. 57 Prozent auf ca. 53 Prozent.

Im Gegensatz dazu stieg der Anteil der 7-

Klässler, die auf das Gymnasien gingen,

von ca. 37 Prozent auf ca. 40 Prozent.
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� 29 Schulabgänger nach
Schulabschluss

Definition:
Der Indikator gibt Auskunft über die Anzahl
der Schulabgänger an allgemein bildenden
Schulen und Förderschulen nach der Art
des Schulabschlusses, inklusive Schulab-
gängern ohne einen Schulabschluss. Die
Anzahl wird in absoluten Zahlen und in pro-
zentualen Anteilen angegeben und ge-
schlechtsspezifisch differenziert.

Der Schulabschluss wird unterschieden
nach:

� mit Hauptschulabschluss,
� mit Realschulabschluss,
� allgemeine Hochschulreife sowie
� ohne Schulabschluss.

Ergebnisse:
Wie die Schülerzahlen insgesamt, so ist
auch die Anzahl der Absolventen und Ab-
gänger an allgemein bildenden Schulen im
Zeitraum rückläufig. Gab es im Jahr 1997/
98 noch insgesamt ca. 6.600 Schulabgän-
ger, waren es im Jahr 2003/04 nur noch
ca. 5.900 Schulabgänger in der Kommu-
ne. Das entspricht einem jährlichen Rück-
gang um ca. 1,8 Prozent.

Die Entwicklung des Anteils Schulab-
gänger insgesamt nach Art des Abschlus-
ses zeigt im Zeitraum unterschiedliche
Schwerpunkte. Die größte Gruppe ist die
Gruppe der Schulabgänger mit Realschul-
abschluss. Sie umfasst durchschnittlich 49
Prozent aller Abgänger. Im zeitlichen Ver-
lauf nahm der Anteil an Schülern mit die-
sem Schulabschluss um ca. zwei Prozent
zu. Die zweitgrößte Gruppe sind Absolven-
ten mit einer allgemeinen Hochschulreife.
Ihr Anteil an allen Schulabschlüssen be-
trug durchschnittlich 31,5 Prozent. Im
Trend ging der Anteil der Abiturienten um
drei Prozent zurück. Mit durchschnittlich
zehn Prozent Anteil an allen Schulab-
schlüssen nahmen Absolventen mit einem
Hauptschulabschluss den dritten Rang ein.
Für diese Gruppe ergab sich eine leichte
Zunahme um ca. ein Prozent. Die kleinste
Gruppe der Schulabgänger waren Abgän-
ger ohne Schulabschluss. Ihr Anteil an al-
len Schulabgängern betrug im Zeitraum
durchschnittlich 9,3 Prozent. Im Trend zeigt
sich ein schwankender Verlauf zwischen
neun und zehn Prozent. Damit hat insge-

samt eine Verschiebung von höheren zu
niedrigeren Schulabschlüssen um ca. drei
Prozent stattgefunden.

Bei Betrachtung der Anteile der Schul-
abgänger nach Art des Schulabschlusses
und Geschlecht ergeben sich für männli-
che und weibliche Absolventen erkennba-
re Unterschiede. Der Realschulabschluss
wurde von Jungen wie Mädchen mit jeweils
durchschnittlich ca. 49 Prozent gleich häu-
fig erworben. Im Trend zeigt sich für beide
Geschlechter eine Zunahme des Anteils
dieses Schulabschlusses um ca. zwei bis
drei Prozent. Im Gegenzug sank der An-
teil von Schulabgängern mit allgemeiner
Hochschulreife für männliche Jugendliche
um ca. zwei Prozent und für weibliche Ju-
gendliche um ca. vier Prozent. Im Jahr
2003/04 hatten etwa ein Drittel aller Mäd-
chen (ca. 34 Prozent) und nur ein Viertel
aller Jungen (ca. 25 Prozent) die allgemei-
ne Hochschulreife erworben. Der rückläu-
fige Trend des Anteils dieses Schulab-
schlusses scheint seit 2002/03 gebrochen.
Mit einem Hauptschulabschluss verließen
im Jahr 2003/04 ca. zwölf Prozent der Jun-
gen und ca. neun Prozent der Mädchen
die Schule. Der Trend ergibt für Jungen
einen Rückgang um ca. ein Prozent, bei
den Mädchen dagegen eine Zunahme um
ca. zwei Prozent. Dafür nahm der Anteil
männlicher sowie weiblicher Schulabgän-
ger ohne Schulabschluss im Zeitraum um
jeweils ca. 0,5 Prozent zu. Er beträgt im
Jahr 2003/04 ca. 12,5 Prozent bei männli-
chen Schulabgängern und ca. 6,8 Prozent
bei weiblichen Schulabgängern. Somit ver-
ließ jeder achte männliche Jugendliche
und ca. jede fünfzehnte weibliche Jugend-
liche die Schule ohne einen Schulab-
schluss. Der Anteil Schulabgänger ohne
Schulabschluss steigt sowohl bei männli-
chen als auch bei weiblichen Jugendlichen.

Gleichzeitig verlagerte sich ein Anteil von
Schulabgängerinnen ohne Abschluss hin
zum Hauptschulabschluss, insbesondere
seit dem Jahr 2000/01. Gegenüber den
männlichen Schulabgängern ist das Bil-
dungsniveau der weiblichen als durch-
schnittlich höher einzuschätzen.

Bedeutung:
Mit der Beschreibung der Verteilung der
Schulabgänger nach der Abschlussart wird
die Bildungsstruktur der Jugendlichen und
Heranwachsenden in der Kommune er-
fasst. Damit ist der Indikator ein Hinweis
auf das allgemeine Bildungsniveau junger
Menschen und für den Vergleich mit an-
deren Kommunen geeignet. Von besonde-
rer Bedeutung ist hier die Entwicklung bei
den Schulabgängern ohne Schulab-
schluss. Sie sorgt nicht nur für schlechte
Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen
der Betroffenen, sondern stellt die Kom-
mune vor zusätzliche finanzielle und insti-
tutionelle Anforderungen.

Quellen: Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen

Von 1998/99 bis 2003/04 ging der Anteil der

Abiturienten um drei Prozent zurück.

2003/04 verließ jeder achte männliche Ju-

gendliche und ca. jede fünfzehnte weibli-

che Jugendliche die Schule ohne einen

Schulabschluss.

Es zeigt sich insgesamt eine Verschie-
bung des Bildungsniveaus für männliche
Jugendliche hin zur Erhöhung der Anteile
mit Realschulabschluss auf Kosten der
Verringerung des Anteils der Abschlüsse
mit allgemeiner Hochschulreife. Es ist aber
auch eine Verschiebung vom Hauptschul-
abschluss hin zum Realschulabschluss
festzustellen.

Für weibliche Jugendliche zeigt sich ins-
gesamt ebenfalls eine Verschiebung des
Bildungsniveaus von höheren Bildungsab-
schlüssen hin zur Erhöhung der Anteile mit
Realschulabschluss, insbesondere auf
Kosten der Verringerung des Anteils Ab-
schlüsse mit allgemeiner Hochschulreife.

Insgesamt hat von 1998/99 bis 2003/04

eine Verschiebung von höheren zu niedri-

geren Schulabschlüssen um ca. drei Pro-

zent stattgefunden.
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� 30 Flächennutzungsstruktur

Definition:
Der Indikator gibt die Anteile der jeweili-
gen Fläche an der Gesamtfläche der Kom-
mune nach Art der tatsächlichen Nutzung
in Prozent an. Es werden folgende Flächen
unterschieden:

� Siedlungs- und Verkehrsfläche*
� Landwirtschaftsfläche
� Waldfläche
� Wasserfläche

� Abbauland
� Flächen anderer Nutzung
� Schutzgebiete (Natur-, Landschafts-

und Wasserschutzgebiete)
� Radwege (in laufenden Kilometern)**

Ergebnisse:
Durch die Eingemeindungen 1997 und

1999 stieg die Bodenfläche insgesamt um
ca. 38 Prozent, von ca. 23.700 Hektar auf
ca. 32.800 Hektar. Deshalb sind die Ver-
änderungen im zeitlichen Trend mit den
Daten vor 1999 nur unter Beachtung die-

Umwelt

ser Tatsache vergleichbar.
Die Siedlungs- und Verkehrsfläche

nimmt den größten Anteil der Gesamtflä-
che in der Kommune ein. Sie beinhaltet
einerseits die Gebäudeflächen und Ver-
kehrsflächen, andererseits aber auch Frei-
flächen und Erholungsflächen. Von 1999
bis 2002 vergrößerte sie sich von ca. 37,2
Prozent auf 38 Prozent. Im gleichen Zeit-
raum ging der Anteil der Landwirtschafts-
fläche um ein Prozent zurück, von ca. 37
Prozent auf ca. 36 Prozent im Jahr 2002.
Hier fand eine Umwandlung landwirtschaft-

2002 waren 38 Prozent der Fläche als Sied-

lungs- und Verkehrsfläche ausgewiesen

und 59,31 Prozent der Fläche bestanden

aus landwirtschaftlicher sowie Wald- und

Wasserfläche.

licher Fläche in Siedlungs- und Verkehrs-
fläche statt. Der Anteil der Waldfläche an
der Gesamtfläche der Kommune beträgt
im Jahr 2002 ca. 21,26 Prozent und ist im
Zeitraum stabil. Ebenso ist der Anteil der
Wasserfläche konstant und beträgt ca.
1,96 Prozent der Gesamtfläche. Der An-
teil der Abbaufläche schwankt leicht und
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Die Länge der Radwege in der Kom-
mune stieg von ca. 120 km im Jahr 1996
auf ca. 266 km im Jahr 2002. Das ent-
spricht einer Steigerung um mehr als dem
Doppelten, bzw. einer jährlichen Steige-
rungsrate von ca. 20 Prozent. Die Einge-
meindungen wirkten sich hier nur gering
aus.

Bedeutung:
Bei der Beschreibung der Flächennut-
zungsstrukturen steht die Entwicklung der
Anteile von versiegelten zu nichtversie-
gelten Flächen im Vordergrund des Inter-
esses. Die Angaben der Flächennutzungs-
struktur sind Basisdaten für Bebauungs-
pläne, Gewerbeflächen, für den Straßen-
bau und für die Grünflächenplanung der
Kommune. Darüber hinaus ist die Flächen-
nutzungsstruktur relevant für Umwelt und
gesundheitspolitische Entscheidungen, z.
B. in Bezug auf die Bereitstellung von
Erholungsflächen und Radwegen, Erhalt
des Ökosystems und das Abwassersystem
sowie für den Hochwasserschutz der Kom-
mune. Die Entscheidungsprozesse zur
Flächennutzung in der Kommune sind auf
Grund unterschiedlicher Interessen der
verschiedenen Bereiche und Institutionen
oft mit Konflikten und Kompromissen ver-
bunden.

Quellen: Kommunale Statistikstelle nach Angaben
des Statistischen Landesamtes des Freistaates
Sachsen, des Statistischen Bundesamtes und des
Städtischen Vermessungsamtes Dresden

* Die Siedlungs- und Verkehrsfläche ist die Summe
mehrerer Flächennutzungsarten (Gebäudeflächen,
Freiflächen, Erholungsflächen, Friedhofsflächen und
Verkehrsflächen), die durch eine überwiegend sied-
lungswirtschaftliche Funktion gekennzeichnet ist.
Der Nutzungsbereich Siedlung beinhaltet somit die
bebauten und nicht bebauten Flächen, die durch die
Ansiedlung von Menschen geprägt sind oder zur
Ansiedlung beitragen. "Siedlungs- und Verkehrsflä-
che" und "versiegelte Fläche" dürfen aus diesem
Grund nicht gleichgesetzt werden.

** Radwege incl. kombinierte Rad- und Gehwege,
Angebots- und Schutzstreifen sowie Gehwege mit
der Beschilderung "Radfahrer frei"

Die Länge der Radwege vergrößerte sich

von 1996 bis 2002 von ca. 120 km auf ca.

266 km. Das entspricht einer jährlichen

Steigerungsrate von ca. 20 Prozent.

beträgt durchschnittlich 0,35 Prozent der
Gesamtfläche. Flächen anderer Nutzung
sind mit einem Anteil von ca. 2,14 Prozent
an der Gesamtfläche ebenfalls als stabil
zu bezeichnen.

� 31 Modal-Split und Anzahl
der Kraftfahrzeuge

Definition:
Der Indikator Modal-Split bezeichnet den
Anteil der verschiedenen Verkehrswege
am gesamten Wegeaufkommen pro Werk-
tag in Prozent. Die Verkehrswege werden
unterschieden nach Wegen, die mit dem
öffentlichen Personen-Nahverkehr (ÖPNV),
dem motorisierten Individualverkehr (MIV),
dem Fahrrad sowie zu Fuß zurückgelegt
werden. Verkehrsmittel sind dementspre-
chend Bus und Bahn (ÖPNV), Privat-Kfz,
Motorrad u. ä. (MIV), das Fahrrad sowie
der Mensch zu Fuß.

Als Alternative wird die Anzahl der Per-
sonenkraftwagen (Pkw) je 1.000 Einwoh-
ner am 31. Dezember des Jahres ange-
geben, bzw. auch die Anzahl der Kraftfahr-
zeuge (Kfz) insgesamt (Personenkraftwa-
gen, Krafträder, Lastkraftwagen und Zug-
maschinen) je 1.000 Einwohner.

Ergebnisse:
Der Indikator Modal-Split zeigt für die ver-
schiedenen Verkehrswege und die Benut-
zung der dementsprechenden Verkehrs-
mittel unterschiedliche Tendenzen im Zeit-
raum. Den größten Anteil am Gesamt-
wegeaufkommen hat der motorisierte
Individualverkehr (MIV) mit 37 Prozent im

Jahr 2003 und leicht sinkender Tendenz.
Der Anteil der zu Fuß benutzten Verkehrs-
wege ist der zweitgrößte Anteil am Ge-

Den größten Anteil am Gesamtwegeauf-

kommen hat der motorisierte Individual-

verkehr mit 37 Prozent im Jahr 2003,

Tendenz sinkend.

Der Anteil der zu Fuß benutzten Verkehrs-

wege ist seit 1994 mit 28 Prozent der

Zweitgrößte.
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samtwegeaufkommen. Er blieb im Zeit-
raum konstant und betrug 28 Prozent. Der
Anteil der Verkehrswege mit dem Fahrrad
erhöhte sich seit 1994 von acht auf 13,7
Prozent im Jahr 2003. Der Anteil des öf-
fentlichen Personen-Nahverkehrs (ÖPNV)
am gesamten Wegeaufkommen sank von
1994 mit ca. 24 Prozent auf ca. 21,3 Pro-
zent im Jahr 2003. So vermehrten sich die
Anteile des Fahrradverkehrs zu Ungunsten
des öffentlichen Nahverkehrs.

Die Anzahl an Pkw je 1.000 Einwohner
sowie auch die Anzahl der Kfz je 1.000
Einwohner sinkt seit 1999 tendenziell. Der
Anstieg aller Fahrzeugzahlen von 1998 zu
1999 ist mit den Eingemeindungen in die-
ser Zeit zu erklären. Im Durchschnitt ent-
fielen auf 1.000 Einwohner im Jahr 2003
ca. 439 Personenkraftwagen bzw. ca. 497
Kraftfahrzeuge insgesamt (inclusive Pkw,
Lkw, Krafträder und Zugmaschinen). Da-
mit entfallen auf jeden Bürger der Kom-
mune ca. 0,44 Personenkraftwagen, bzw.
ca. 0,5 Kraftfahrzeuge insgesamt.

Bedeutung:
Der Indikator Modal-Split gibt die Benut-
zungsgewohnheiten der Bürger für be-
stimmte Verkehrsmittel wieder und zeigt im
zeitlichen Verlauf eventuelle Verlagerun-
gen auf alternative Beförderungsmöglich-
keiten. Von besonderem Interesse ist da-
bei das Verhältnis von öffentlichem Per-
sonen-Nahverkehr und dem motorisierten
Individualverkehr. Ein Anwachsen des
motorisierten Individualverkehrs in der
Kommune hat für die Bevölkerung weitrei-
chende Folgen, so z. B. für das Lärmauf-
kommen, die Luftbelastung, das Unfall-
geschehen und vieles mehr. Daher ist eine
vermehrte Nutzung sowie der Ausbau des
öffentlichen Personen-Nahverkehrs wün-
schenswert. Ebenso die Schaffung günsti-
ger Voraussetzungen für die Nutzung des
Fahrrades oder des Gehens zu Fuß.

Quellen: Hauptabteilung Mobilität der Landeshaupt-
stadt Dresden, Kommunale Statistikstelle der Lan-
deshauptstadt Dresden

Im Zeitraum von 1994 bis 2003 stieg der

Anteil der mit dem Fahrrad bewältigten

Wege von acht auf 13,7 Prozent.

Der Anteil des öffentlichen Personen-Nah-

verkehrs (ÖPNV) am gesamten Wegeauf-

kommen sank von 1994 bis 2003 von 24

auf 21,3 Prozent.

� 32 Lärmbelastung

Definition:
Der Indikator Lärmbelastung erfasst den
an der Straßenrandbebauung durch den
Kraftfahrzeugverkehr auf Hauptstraßen
verursachten Lärm nach Pegelklassen in
Dezibel (dB(A)) und Tageszeit. Die Pegel-
klassen werden eingeteilt in größer als 55
bis 60 dB(A), größer als 60 bis 65 dB(A),
größer als 65 bis 70 dB(A), größer als 70
bis 75 dB(A) sowie Pegelklasse größer als
75 dB(A). Alle Daten sind generell abhän-
gig von dem Vorhandensein von Zähldaten
für die Verkehrsstärke oder von dem ein-

gesetzten mathematischen Rechenmodell.
Pegelklassen, auch Lärmstufen genannt,
werden auf Grund ihrer gesundheitsrelevan-
ten Wirkung gebildet. Das Umweltbundes-
amt definiert die folgenden Lärmwirkungen:

� Ab Lärmbelastungen von 55 dB(A) tags
und 45 dB(A) nachts werden die für das
Wohnen anzutreffenden Erwartungen
auf angemessenen Schutz vor Lärm-
belastungen nicht erfüllt. Bei Über-
schreiten des Nacht-Wertes ist selbst
bei nur teilweise geöffnetem Fenster un-
gestörter Schlaf häufig nicht mehr mög-
lich (Beiblatt 1 zu DIN 18005 »Schall-
schutz im Städtebau«, Teil 1).
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� Ab Lärmbelastungen von 60 dB(A) tags
und 50 dB(A) nachts ist von schädlichen
Umwelteinwirkungen i. S. des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes auszuge-
hen. Erhebliche Belästigung und erheb-
liche Nachteile sind zu erwarten, Schall-
schutzfenster angezeigt.

� Bei Lärmbelastungen oberhalb von 65
dB(A) tags und 55 dB(A) nachts sind
Gesundheitsbeeinträchtigungen in
Form von Herz-Kreislauf-Erkrankungen
zu erwarten.

Ergebnisse:
Im Jahr 2002 waren die Schallpegel für ca.
ein Viertel des gesamten Dresdner Stra-
ßennetzes bekannt. Generell werden an-
grenzende Nebenstraßen dabei nicht be-
rücksichtigt. An über der Hälfte der 458 km
des Hauptverkehrsstraßennetzes der
Stadt besteht ein Lärmsanierungsbedarf,
also für Straßen mit Pegeln > 65 dB(A).
Ein Lärmsanierungsprogramm für Straßen
mit Wohnbebauung und mehr als 75 dB(A)
Lärmbelastung am Tage wurde im Septem-
ber 2002 vom Stadtrat beschlossen. Seit
1997 wurde bereits ein Drittel der 100 km
gepflasterten Netzstrecke saniert. Ein Er-
satz des Natursteinpflasters durch Asphalt
erzielt eine Reduktion von bis zu sechs
dB(A). Das entspricht der gleichen Lärm-
wirkung wie eine Reduktion der Verkehrs-
menge auf ein Viertel!*

Die Lärmbelastung der betroffenen Ein-
wohner an Hauptverkehrsstraßen tags mit
Pegeln > 65 dB(A) ist trotz Sanierung der
lautesten Straßen leicht gestiegen. So
waren 2002 insgesamt ca. 111.000 Ein-
wohner an Hauptverkehrsstraßen von ho-
hen Lärmpegeln > 55 dB(A) betroffen. Ca.
70.000 von ihnen, bzw. ca. 13,7 Prozent
der Gesamtbevölkerung, waren sehr ho-
hen Pegeln von > 65 dB(A) ausgesetzt.
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Län-
ge der untersuchten Straßen von 331 km
1997 auf 458 km 2002 erhöht wurde.

In Bezug auf die betroffene Netzstrecke
nach Lärmpegelklassen kam es seit 1997

zu einer besonders starken Reduzierung
des Anteils Straßen mit den höchsten
Lärmpegeln. So verringerte sich auf Grund
der Lärmsanierungsprogramme der Anteil
der Hauptverkehrsstraßen mit Pegeln > 75
dB(A) um ca. zwei Drittel. Die Netzlänge
dieser Pegelklasse beträgt nur noch sie-
ben km des insgesamt 458 km langen Ge-
samtstreckennetzes. Mehr als halbiert hat
sich im Zeitraum auch die Netzstrecke der
Pegelklasse 70 - < 75 dB(A). Ihre Netz-
länge beträgt im Jahr 2002 noch 66 km.
Diesen positiven Trend bestätigt auch der
steigende Anteil der unteren Lärmpegel-
klassen. Hier wurden die Lärmsanierungs-
maßnahmen sehr wirksam umgesetzt. Ein
steigendes Verkehrsaufkommen würde
diesem Trend jedoch entgegenwirken.

Bedeutung:
Mit dem Indikator werden lokale Belastun-
gen und Gesundheitsrisiken beschrieben.
Dauerlärm kann erhebliche Auswirkungen
auf die Gesundheit und das Wohlbefinden
der Bürger der Kommune haben, wie z. B.
Schlafstörungen, Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen, Stressreaktionen, Minderung des
geistigen Wohlbefindens und der körperli-
chen Leistungsfähigkeit, Behinderung der
Kommunikation sowie Beeinträchtigung
der Erholung. Neben dem Straßenver-
kehrslärm gibt es noch vielfältige Lärm-
quellen, wie z. B. Baustellen, das Hand-
werk und das Gewerbe, die Industrie, der
Flugverkehr sowie Lärm durch Anwohner.
Oft kommt es hier zu einer Kumulation der
verschiedenen Lärmquellen und zusätzlich
zu weiteren ökologischen Belastungen.
Maßnahmen der Lärmminderung, wie
Lärmschutz und Auflagenpolitik, stellen an
die verschiedenen Politikfelder jeweils un-
terschiedliche Anforderungen. So zum
Beispiel für die Verkehrs- und Umweltpoli-
tik, die Standortpolitik allgemein und den
Wohnungsbau.

Quellen: Umweltamt der Landeshauptstadt Dresden;

* www.dresden.de/index.html?node=9748

An über der Hälfte der 458 km des Haupt-

verkehrsstraßennetzes besteht ein Lärm-

sanierungsbedarf.

Ein Ersatz des Natursteinpflasters durch

Asphalt erzielt die gleiche Lärmminderung

wie eine Reduktion der Verkehrsmenge

auf ein Viertel.

2002 waren ca. 70.000 Einwohner bzw. ca.

13,7 Prozent der Gesamtbevölkerung sehr

hohen Lärmpegeln von mehr als 65 dB(A)

ausgesetzt.

� 33 Luftbelastung

Definition:
Die Zusammensetzung der Luft wird durch
eine Vielzahl von Stoffen belastet, die man
als Luftverunreinigungen oder, wenn schä-
digende Wirkungen bekannt sind, als Luft-
schadstoffe bezeichnet. Die Luftverunrei-
nigungen werden vor allem durch anthro-
pogene Quellen (durch den Menschen
verursacht) emitiert. Unter Immission ver-
steht man die auf Mensch, Tiere, Pflanzen,
bzw. generell auf Materie einwirkenden
Luftverunreinigungen.

Die Luftverunreinigungen können auf-
grund ihrer physikalischen und chemi-
schen Eigenschaften den Menschen un-
mittelbar oder über die Verschlechterung
seiner Lebensbedingungen (Klimaverän-
derung) beeinträchtigen. Die Erfassung
von Daten über die aktuelle Belastung
durch die wichtigsten Luftschadstoffe ist
abhängig vom Vorhandensein von Mess-
stationen oder -fahrzeugen. Es gibt ver-
schiedene Mess-, Bezugsgrößen und
Grenzwerte für die unterschiedlichen Luft-
schadstoffe. Als Luftschadstoffe gelten
unter anderem:

� Kohlenmonoxid (CO) in mg/m3 (für die fol-
gende einheitliche Darstellung in µg/m3)

� Kohlendioxid (CO2) in Tonnen  pro Ein-
wohner und Jahr (Emission) bzw. in Mio.
Tonnen  (Äquivalent)

� Schwefeldioxid (SO2) in µg/m3

� Stickstoffmonoxid (NO) in µg/m3

� Stickstoffdioxid (NO2) in µg/m3

� Schwebstaub in µg/m3 (einschließlich
PM10-Partikel)

� Ozon (O3) in µg/m3

� Benzol in µg/m3

� Ruß in µg/m3

� Staub-Partikel kleiner als 10 µm (PM10)
in µg/m3 (erst ab 2001 erfasst)

Ergebnisse:
Im Zeitraum von 1996 bis 2002 ist eine
Verbesserung der Luftqualität zu beobach-
ten. Die Jahresmittelwerte der meisten
Luftschadstoffe sind gesunken und zeigen
auch im Trend diese Tendenz. Ebenso
werden für die meisten Luftschadstoffe die
aktuellen Grenzwerte, bzw. Richtwerte
nicht überschritten. Dies könnte sich aber
mit den zukünftig ab 2010 geltenden neu-
en EU-Grenzwerten für bestimmte Schad-
stoffe ändern.

Bei der Emission von Treibhausgasen,
insbesondere dem Ausstoß von Kohlendi-
oxid (CO2), zeigt sich im Trend des Zeit-
raumes eine deutliche Senkung der Emis-

Die Jahresmittelwerte für Luftschadstoffe

sind außer für Stickoxid (NO) und Ozon

(O3) tendenziell gesunken.
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sion. Eine Ausnahme bildet das Hochwas-
ser-Jahr 2002 (Ausfall des modernen Heiz-
kraftwerkes). Dort betrug die CO2-Emissi-
on ca. 10,8 Tonnen  pro Einwohner. Ziel
der Bundesregierung für 2005 sind 9,3
Tonnen  pro Einwohner und Jahr. Für Dres-
den ist die Erreichung von 7,7 Tonnen  für
2010 vorgesehen. Auch die Angaben zum
CO2-Äquivalent (Einbeziehung anderer
Treibhausgase und höherer Atmosphären-
schichten) mit durchschnittlich fünf Millio-
nen Tonnen Gesamtemission im Zeitraum
deuten darauf hin, dass hier das Ziel von
3,6 Millionen Tonnen im Jahr 2010 schwer
erreicht werden kann. Die Höhe der Emis-
sionen insgesamt wird durch die Art der
Energiegewinnung und den Verkehr beein-
flusst.

Besonderes Interesse gilt in jüngster
Zeit den kleinen Mikropartikeln von Stäu-
ben und Ruß mit einer Größe kleiner zehn-
tausendstel Millimeter (PM10), welche
durch Kohleverbrennung, Autoabgase, be-
sonders von Dieselfahrzeugen, Brems-
staub und Straßenabrieb verursacht wer-
den. Sie werden in Deutschland erst seit
1998 erfasst. Für sie sind besonders un-
günstige Auswirkungen auf die Gesundheit
nachgewiesen, wie z. B. Asthma, Bronchi-
tis, Krebserkrankungen, insbesondere der
Atemwege und Allergien, aber auch Schä-
digungen des Herz-Kreislaufsystems und
Herzinfarkt. Durch das Landesamt für
Umwelt und Geologie wurde mit Messun-
gen von PM10 im Jahr 2001 begonnen.
An den Messstationen in Dresden wurde
2002 der ab 1. Januar 2005 geltende
Grenzwert für Jahresmittelwerte eingehal-
ten. Am Bahnhof Neustadt wurde der
Grenzwert für Tagesmittelwerte bereits
überschritten.

Die Verbesserung der Luftqualität im
Zeitraum von 1996 bis 2002 gilt insbeson-
dere für SO

2, Benzol und Schwebstaub.
Die Jahresmittelwerte der Belastung durch
Schwefeldioxid und Schwebstaub sind an
den Messpunkten Postplatz und Neustäd-
ter Bahnhof drastisch gesunken. Der ab
2005 geltende Grenzwert von 5 µg/m3 für
Benzol als Jahresmittelwert wurde im be-
schriebenen Zeitraum bereits überall ein-
gehalten. Für den vom Länderausschuß
für Immissionsschutz (LAI) empfohlenen
Wert von 2,5 µg/m3 (im Flächenmittel) gilt
das nicht. Die Emission von Ruß ist am
Messplatz Neustädter Bahnhof von 1998
zu 2002 um fast ein Viertel gesunken. Ruß
ist jetzt Bestandtteil von PM 10. Ruß und
Benzol verursachen Atembeschwerden,

Für die Einhaltung der ab 2005 und 2010

geltenden europäischen Grenzwerte ist

eine weitere Reduzierung der Schadstoffe

PM10, Stickstoffdioxid (NO2) und Benzol

nötig.
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Allergiereaktionen, Vergiftungserscheinun-
gen und begünstigen Krebserkrankungen
der Atemwege. Im Zusammenwirken mit
anderen Schadstoffen, z. B. Ozon, ver-
stärkt sich diese Wirkung nochmals. Für
die Ozonkonzentration läßt sich kein kla-
rer Trend erkennen. Hauptverursacher für
die Bildung bodennahen Ozons ist der
Straßenverkehr. Er ist auch verantwortlich
für die sehr geringe Abnahme der Stick-
stoffdioxid-Belastung.

Es ist davon auszugehen, dass sich die
Belastung mit Schadstoffen am ehesten
auf verkehrsreiche und schlecht belüftete
Straßen und Gebiete konzentriert. Hier
kommt es auch zu einer Kumulation der
verschiedenen Schadstoffe, welche in
Kombination die stärkste Wirkung auf die
Gesundheit haben.

Bedeutung:
Mit dem Indikator Luftbelastung werden
lokale Belastungen und Gesundheits-
risiken beschrieben. Vor verunreinigter
Atemluft gibt es für den Menschen kaum
einen Schutz, denn sie wird weitgehend
ungefiltert aufgenommen. Das birgt erheb-
liche gesundheitliche Belastungen und
Erkrankungsrisiken unterschiedlicher Art in
sich. Ein hoher Ausstoß von Luftschadstof-
fen und Treibhausgasen hat global massi-
ve ökologische Auswirkungen auf Klima
und Umwelt, z. B. auf den Klimawandel,
die Naturzerstörung und Naturkatastro-
phen sowie auch auf die Bausubstanz der
Kommune. Für erhöhte Luftbelastung gibt
es vielfältige Ursachen, die kommunal, lo-
kal oder regional bedingt sein können. So
wirken sich z. B. das lokale und globale
Klima, die geographischen Gegebenheiten
und die Belüftungssituation, die Höhe des
Verkehrsaufkommens sowie Beschaffen-
heit der Straßen, die Industrie und Ener-
giewirtschaft auf die Konzentration der
Schadstoffe aus. Luftbelastungen entste-
hen aber auch durch Handwerk und Ge-
werbe, den Flugverkehr sowie durch Be-
lastungen in Innenräumen von Gebäuden.
Maßnahmen der Sicherung der Luftqualität
stellen an die verschiedenen Politikfelder
jeweils unterschiedliche Anforderungen.
So z. B. für die Verkehrs-, Umwelt- und
Standortpolitik allgemein sowie für den
Wohnungsbau.

Quellen: Umweltamt der Landeshauptstadt Dresden,
Integriertes Stadtentwicklungskonzept Dresden
(INSEK), Bericht 2003



50

� 34 Wahlbeteiligung

Definition:
Die Wahlbeteiligung ist die Anzahl abge-
gebener Stimmen an der Anzahl aller wahl-
berechtigten Personen in Prozent. Wahl-
berechtigt sind generell Personen ab 18
Jahren. Es wird die Wahlbeteiligung ins-
besondere an den Kommunalwahlen, aber
auch an den Landtags- und Bundestags-
wahlen ausgewiesen.

Ergebnisse:
Die größte Wahlbeteiligung zeigten die
Bürger der Stadt bei den Bundestagswah-
len mit durchschnittlich 76,6 Prozent Wahl-
beteiligung. Sie ist seit 1990 relativ kon-
stant. Nur 1998 lag sie mit 82,3 Prozent
noch höher.

Partizipation

Die größte Wahlbeteiligung zeigten die

Dresdner bei den Bundestagswahlen mit

durchschnittlich 76,6 Prozent Wahlbeteili-

gung.

Mit durchschnittlich 64,7 Prozent Wahl-
beteiligung an den Landtagswahlen, lag
die Wahlbeteiligung der Bürger nach den
Bundestagswahlen an zweiter Stelle. Die
Wahlbeteiligung ist hier konstant hoch, nur
1990 lag sie geringfügig höher.

Die Wahlbeteiligung an den Wahlen
zum Europäischen Parlament (Europa-
wahl) gehörte zu den geringsten und be-
trägt im Jahr 2004 nur 46,3 Prozent. Da-
mit fiel die Wahlbeteiligung hier seit 1994
um mehr als ein Drittel.

Auch die Wahlbeteiligung an den Stadt-
ratswahlen (1990 Wahl der Stadtverordne-
tenversammlung) der Kommune sank
stark. Sie betrug 1990 71,3 Prozent (erste
freie Wahl der Stadtverordneten nach der
Wende). Im Jahr 2004 lag die Quote bei
45,9 Prozent. Von 1999 zu 2004 sank die
Wahlbeteiligung um 14,5 Prozent.

Bei den Oberbürgermeister-Wahlen
(OB-Wahl) zeigt sich eine ganz ähnliche
Entwicklung wie bei den Stadtratswahlen.
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Die Wahlbeteiligung sank um fast ein Drit-
tel, von 67,1 Prozent im Jahr 1994 auf 48,2
Prozent im Jahr 2001. Die Beteiligung an
den Oberbürgermeister-Neuwahlen (OB-
Neuwahl) fällt mit durchschnittlich 50,2
Prozent ebenfalls gering aus.

Die Wahlbeteiligung an den Stadtrats-

wahlen sank von 1999 zu 2004 um 14,5

Prozent.

Die Auswertung der repräsentativen
Wahlstatistik zeigte eine deutliche Alters-
abhängigkeit der Wahlbeteiligung. Die
Berechnung der Wahlscheininhaber (Brief-
wahl) bei der Kommunalwahl 1999 ergab
eine Wahlbeteiligung von 36 Prozent bei
den 18- bis 24-Jährigen, die mit dem Alter
anstieg, um bei den über 60-Jährigen 63
Prozent zu erreichen. Dabei ist nur in den
Randgruppen auch eine Geschlechtsab-
hängigkeit zu bemerken. Die jungen und
die alten Frauen wählten deutlich seltener
als ihre männlichen Altersgenossen. Bei
den über 60-Jährigen ist dabei noch zu
berücksichtigen, daß der Anteil Hochbe-
tagter (über 80) bei den Frauen mit 22 Pro-
zent mehr als doppelt so hoch ist wie bei
den Männern.

Bedeutung:
Der Indikator zeigt die allgemeine Wahl-
beteiligung der Bevölkerung ab 18 Jahren
an. Bei sinkender Wahlbeteiligung wird
deutlich, dass Teile der Wahlberechtigten
auf eine mögliche politische Einflussnahme
verzichten.

Quellen: Kommunale Statistikstelle der Landes-
hauptstadt Dresden

� 35 Anzahl der Selbsthilfe-
gruppen/Selbsthilfegruppen-
dichte

Definition:
Der Indikator gibt die Anzahl  Selbsthilfe-
gruppen* in der Kommune an. Die Selbst-
hilfegruppendichte ist die Anzahl an Selbst-
hilfegruppen in der Kommune pro 100.000
Einwohner am 31. Dezember des Jahres.

Ergebnisse:
In Dresden hat sich eine vielseitige Selbst-
hilfelandschaft entwickelt. Im Jahr 1997
gab es 125 Selbsthilfegruppen. Im Jahr
2003  waren es bereits 205 Gruppen. Da-
mit wurden seit 1997 durchschnittlich je-
des Jahr 16 neue Selbsthilfegruppen ge-
gründet. Die Zahl der  Selbsthilfegruppen
pro 100.000 Einwohner (Selbsthilfegrup-
pendichte) wuchs von 27,6 im Jahr 1997
auf 43,2 im Jahr 2002.

In den über zweihundert Gruppen sind
einige Tausend Menschen aktiv. Es gibt
Gruppen für Betroffene und Gruppen für
deren Angehörige. Die unterschiedlichen
Selbsthilfegruppen bieten Unterstützung
zu vielen sozialen und gesundheitlichen
Themen, u. a.:

� zu den häufigsten Krankheitsbildern
und Behinderungen

� zu Suchtverhalten und psychischen Er-
krankungen

� für Menschen in Lebenskrisen und
� für Menschen in besonderen sozialen

und biologischen Lebenssituationen

Bedeutung:
Der Indikator soll einen Teil des freiwilli-
gen Bürgerengagements und der Partizi-
pation der Bürgerinnen und Bürger außer-
halb von traditionellen kommunalen Struk-
turen und Institutionen aufzeigen. Das frei-

willige Engagement erfordert von den be-
teiligten Akteuren einen erheblichen Auf-
wand. Mit der Zahl der Selbsthilfegruppen
und ihren Vernetzungsstrukturen wird ein
soziales Potential deutlich, das für die kom-
munalpolitische Gestaltung des Lebens in
der Stadt genutzt werden kann.

Quellen: Kontakt- und Informationsstelle für Selbst-
hilfegruppen**

* In Selbsthilfegruppen schließen sich Menschen mit
gleichartigen gesundheitlichen, seelischen oder so-
zialen Problemen zusammen, um gemeinsam mit
anderen Betroffenen ihre Lebenssituation besser zu
bewältigen. Die Mitglieder der Selbsthilfegruppen
wollen in der Gruppenarbeit freiwillig, selbstbestimmt,
gleichberechtigt und mit gegenseitiger Unterstützung
ihre Lebensumstände verändern, anderen der Grup-
pe beistehen oder helfen. Sie wollen mit ihrer Arbeit
keinen Gewinn erwirtschaften. Außerdem wirken
Selbsthilfegruppen in das soziale und gesundheits-
politische Umfeld hinein, um auf ihre Lage bei Krank-
heit und in besonderen sozialen Situationen auf-
merksam zu machen oder Verbesserungen in der
Versorgung und Betreuung zu erreichen. Somit sind
sie auch eine wirksame Stütze für das Gesundheits-
und Sozialsystem und das soziale Leben der Kom-
mune insgesamt. Selbsthilfegruppen werden nicht
von professionellen Helfern geleitet, manche ziehen
jedoch gelegentlich Experten zu bestimmten Frage-
stellungen hinzu.

** Selbsthilfekontaktstellen bieten Bürgerinnen und
Bürgern und Selbsthilfegruppen Unterstützung und
Beratung unabhängig von der konkreten Problem-
stellung an. Sie sind auch kompetente Kooperations-
partner für professionelle Helfer und Institutionen
des sozialen und gesundheitlichen Versorgungs-
systems.

Von 1997 bis 2003 wurden durchschnitt-

lich jedes Jahr 16 neue Selbsthilfegruppen

gegründet.
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